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Umweltschutz längst auf der Ta g e s o rdnung insbesondere völkischer Gru p-
pen, bevor die Bürgerinitiativen diesem Anliegen massenhaft Ausdru c k
verliehen. Die Mitarbeit von Rechtsextremisten in der Umweltbewegung
b e ruhte in erster Linie auf ideologischen Affinitäten, die durch die in der
Umweltbewegung weit verbreitete harmonistische Sichtweise des Ve rh ä l t-
nisses von Mensch und Natur gegeben war.

3 . 3 Die Entwicklung in Westdeutschland bis zur deutschen
E i n h e i t

Die Entwicklung des org a n i s i e rten Rechtsextremismus unterliegt politi-
schen Konjunkturen. Grafik 4 lässt drei Erfolgswellen sichtbar werden: die
erste in der Gründungszeit der Bundesrepublik, die zweite 1966–69 und
die dritte seit Mitte der achtziger Jahre. Derselbe Konjunkturverlauf wird
sich später auch beim Wa h l v e rhalten zeigen.

Diese Erfolgswellen sind (bis zur deutschen Einheit) in drei Entwicklungs-
phasen eingebettet: 1945–1965, 1966–1982, 1983–1990.

46

Grafik 4: M i t g l i e d e rentwicklung des org a n i s i e rten Rechtsextre-
mismus in der Bundesrepublik Deutschland 1954–1999

Quelle: BMI. Jedoch vor 1992 einschließlich REP-Mitglieder.



Die Phase 1945–1965

Ursprünglich durchaus begründete Befürchtungen hinsichtlich eines star-
ken org a n i s i e rten Nachkriegsre c h t s e x t remismus haben sich trotz der
scheinbar optimalen gesellschaftlichen Voraussetzungen nach 1945 nicht
b e w a h rheitet. Die Integrationskraft des politischen Systems der Bun-
despolitik wuchs überraschend schnell, womit dem org a n i s i e rten Rechts-
e x t remismus zunächst weithin die soziale Grundlage entzogen wurde. In
Anbetracht der ökonomischen Prosperität ( „ Wi rtschaftswunder“) und
der durch einen Basiskonsens (über die wesentlichen innen- und außen-
politischen Fragen) ermöglichten Konzentrationstendenzen innerhalb des
P a rteiensystems fanden die politisch-programmatischen Alternativen der
re c h t s e x t remistischen Parteien und Organisationen bald kaum noch Reso-
nanz in der Bevölkerung. Die Bundesbürger konzentrierten ihre Energ i e
auf den Wiederaufbau, auf Wachstum, Wohlstand und Konsum und küm-
m e rten sich wenig um die Neuordnung der Gesellschaft.

Die part e i f ö rmige Organisation des Rechtsextremismus erf o l g t e
hauptsächlich im pre u ß i s c h - p rotestantischen Norden We s t d e u t s c h l a n d s ,
wo die dem Alten Nationalismus zuzurechnende niedersächsische D e u t-
sche Rechtspartei, die seit 1946 gemeinsam mit der Deutschen Kon-
s e rvativen Partei als DRP-DKP auftrat, zunächst eine ausschlaggebende
Rolle spielte. Sie gewann bei der ersten Bundestagswahl rund 500.000
Stimmen und damit fünf Mandate – eines davon für Adolf von Thadden,
der als führender Sprecher des Alten Nationalismus galt und später Vo r s i t-
zender der Deutschen Reichspart e i und dann der NPD wurde. Mit dem
Auslaufen der alliierten Lizenzierungsbestimmungen trennten sich die
Neofaschisten von der DRP und gründeten im Oktober 1949 die S o z i a l i s-
tische Reichspart e i (SRP). In der kurzen Zeit ihres Bestehens konnte sie
zwei beachtliche Wa h l e rfolge verbuchen. 1951 brachte sie es in Bre m e n
auf 7,7 Prozent und acht Mandate, in Niedersachsen auf 11,0 Prozent und
16 Mandate. Die nicht an der SRP beteiligten Reste der niedersächsischen
DRP schlossen sich mit anderen kleinen Gru p p i e rungen im Januar 1950
zur Deutschen Reichspartei (DRP) zusammen, die zunächst im Schatten
der SRP stand, sich nach deren Verbot jedoch zur größten re c h t s e x t re m i s-
tischen Partei in der Bundesrepublik entwickelte.

Bis 1953 trat ihr in Süddeutschland als ernst zu nehmende Konkurre n t i n
auf der Seite des Neuen Nationalismus die 1949 gegründete und von
August Haußleiter geführte Deutsche Gemeinschaft (DG) entgegen, die
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Grafik 5: Die ideologische Struktur des re c h t s e x t re m i s t i s c h e n
P a rt e i e n s p e k t rums in Westdeutschland 1946–1989



mit Unterstützung von Ve rtriebenenverbänden 1950 in Bayern und Würt-
t e m b e rg-Baden insgesamt 22 Landtagsmandate ero b e rn konnte, danach
aber in der Bedeutungslosigkeit versank. Stellte die DRP auch in den fünf-
ziger Jahren insgesamt zehn Landtagsabgeordnete (Niedersachsen 1951,
1955; Rheinland-Pfalz 1959), so darf doch nicht übersehen werden, dass
selbst die größte re c h t s e x t remistische Partei zwischen 1953 und 1965 bis
auf wenige spektakuläre Ausnahmen eine unbedeutende Randexistenz
fristete. Denn die in den Entstehungsjahren der Bundesrepublik als Folge
des Nationalsozialismus, des Zweiten Weltkriegs und der Teilung Deutsch-
lands sichtbar gewordene nationalistische und pronazistische Welle war
bis spätestens 1953 abgeflaut. 

Der Rechtsextremismus beschäftigte sich fortan vor allem mit sich selbst.
Nachdem DRP und DG bei der Bundestagswahl 1961 wiederum nicht über
die Ein-Prozent-Marke hinaus gelangt waren, erschienen org a n i s a t o r i s c h e
N e u e rungen unabweisbar. Die DG kooperierte mit Nationalneutralisten
aus der DRP, die sich 1962 zur Deutschen Fre i h e i t s - P a rtei (DFP) zusam-
mengefunden hatten und gründete gemeinsam mit der DFP und der von
dem ehemaligen F. D . P. - B u n d e s t a g s a b g e o rdneten Hermann Schwann
geleiteten Ve reinigung Deutsche Nationalversammlung (VDNV) im Mai
1965 die Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher (AUD), die
bei der Bundestagswahl jedoch nur 0,2 Prozent erre i c h t e .

E rf o l g reicher waren die Sammlungsbemühungen von Thaddens, der seit
1961 den DRP-Vorsitz innehatte. Er kooperierte mit den Überresten des
BHE sowie der Deutschen Partei (DP) in Bremen unter Friedrich Thielen,
was dort 1963 5,2 Prozent und vier Sitze in der Bürgerschaft einbrachte.
Am 28. November 1964 konstituierte sich auf Initiative Thielens in Bre m e n
die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) aus ehemaligen
M i t g l i e d e rn der DP, des BHE, der hessischen Deutschnationalen Vo l k s p a r-
tei (DNVP) und einer Vielzahl weiterer Kleinstgruppen. Bei der Bundestags-
wahl erzielte die neue Sammlungspartei zwar nur zwei Prozent der Stim-
men. Wenig später erfuhr die NPD unter für sie günstigen gesellschaftlich-
politischen Rahmenbedingungen einen kometenhaften Aufstieg.

Die Phase 1966–1982

1966/67 trafen ein deutlicher konjunktureller Abschwung und tief gre i-
fende Strukturschwächen einzelner Branchen (Kohle, Eisen, Stahl, Te x t i l )
mit einem erheblichen staatlichen Finanzdefizit zusammen. Diese Pro b l e-
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me zu bewältigen, war die neoliberale Wi rtschaftspolitik der bürg e r l i c h e n
P a rteien überf o rd e rt. Über der Finanzkrise zerbrach die seit 1963 von Lud-
wig Erh a rd geführte Bundesre g i e rung aus CDU/CSU und F. D . P., und im
Dezember 1966 wurde eine „Große Koalition“ aus CDU/CSU und SPD ge-
bildet. Das Ende des CDU-Staates markierte das Ende der Nachkriegszeit.

Der Mangel an Opposition im Dre i p a rteiensystem – die kleine F. D . P. hatte
allein den Part der Opposition im Bundestag zu spielen – führte dazu, dass
an den Randbereichen fundamentaloppositionelle Kräfte freigesetzt wur-
den: ein neuer Rechtsextremismus einerseits, eine außerparlamentarische,
radikaldemokratische und weitgehend sozialistische Bewegung andere r-
seits. Der Aufschwung des Rechtsextremismus wurde zum einen durch die
ökonomische Krise und zum anderen durch die Auflösung des Bürg e r-
blocks, das politische Zusammengehen der CDU/CSU mit den früher als
„moskauhörig“ verteufelten Sozialdemokraten sowie durch den Links-
schwenk der F. D . P. während ihrer Oppositionszeit verursacht. Wie die
Integrationskraft der F. D . P. für das nationalliberale Bürg e rtum sank, so ver-
m i n d e rte sich auch die Attraktivität der Unionsparteien für rechte bzw.
re c h t s e x t reme Wähler, die in der Reformpolitik der SPD Sozialismus, Ve rr a t
an der nationalen Einheit und Nachgiebigkeit gegenüber dem Kommunis-
mus witterten. Insbesondere die entspannungsorientierte Ostpolitik des
Außenministers und späteren Bundeskanzlers Willy Brandt stieß auf
a b g rundtiefes Misstrauen und bald auch auf heftigen Widerstand bei der
bundesdeutschen Rechten, die darin vor allem die Ve rh a rmlosung des
Sowjetimperialismus und die Schwächung des militärischen Ve rt e i d i g u n g s-
willens sah.

So war am rechten Rand des politischen Spektrums ein Vakuum entstan-
den, das die NPD, begünstigt durch die Wi rtschaftskrise, ausfüllen konnte.
Mit der Bildung der sozialliberalen Koalition im Jahr 1969 vollzog die
CDU/CSU einen deutlichen Rechtsschwenk und machte beinharte konser-
vative Opposition. Konfrontation und Polarisierung im politischen System
t rockneten die Wählerbasis der NPD aus, die dann auch von innen her zer-
fiel. Die organisatorisch ausgezehrte Rest-NPD fristete bis Mitte der acht-
ziger Jahre ein desolates und inaktives Dasein. Sie war vor allem mit inter-
nen Problemen beschäftigt und nicht einmal imstande, von der 1974/75
einsetzenden Wi rtschaftskrise zu pro f i t i e re n .

Die Serie der spektakulären Wa h l e rfolge der NPD begann Ende 1966 in
Hessen (7,9%, 8 Mandate) und Bayern (7,4%, 15 Mandate) und erre i c h-
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te 1968 in Baden-Würt t e m b e rg mit 9,8 Prozent der Stimmen und 12 Man-
daten ihren Höhepunkt. Insgesamt fielen der Partei in sieben Landesparla-
menten 61 Landtagssitze sowie etwa 600 Wahlämter auf kommunaler
und regionaler Ebene zu. Bei der Bundestagswahl verfehlte die Partei dann
jedoch mit 1,4 Millionen Wählern (4,3%) knapp den Sprung in den Bun-
d e s t a g .

Das entscheidende Resultat der Bundestagswahl 1969 war die Bildung der
sozialliberalen Koalition aus SPD und F. D . P. unter Bundeskanzler Wi l l y
Brandt. Die während des Wahlkampfes sichtbar gewordenen Repolarisie-
rungstendenzen zwischen CDU/CSU und SPD setzten sich nach 1969 ver-
stärkt fort. Die Unionsparteien sahen sich auf Bundesebene erstmalig in
die Opposition verwiesen und nahmen durch einen politischen Rechtsru c k
i h ren alten Platz im Parteiensystem wieder ein. Indem sie mehr oder weni-
ger vehement gegen die neue Ostpolitik der Bundesre g i e rung und dere n
R e f o rmpläne kämpften, konnten sie jenes Vakuum wieder ausfüllen, das
d u rch ihren Eintritt in die Große Koalition entstanden war und den vorü-
b e rgehenden Auftrieb der NPD ermöglicht hatte. In der Folgezeit fielen der
CDU/CSU etwa vier Fünftel der Wählerschaft der NPD zu, der sie buch-
stäblich das Wasser abgru b .

Die NPD geriet nach der Bundestagswahl in eine tiefe innere Krise. Hatte
der Zusammenhalt der Partei bis dahin auf dem Zwang zur Geschlossenheit
beruht, um den Wahlsieg nicht zu gefährden, so brachen mit der Wahlnie-
derlage die internen Gegensätze mit voller Wucht auf: Es ging um Pro-
gramm und Taktik der nationalen Opposition im Allgemeinen und insbe-
sondere um das Problem der angemessenen Widerstandsformen gegen
den „Ausverkauf Deutschlands“ durch die Ostpolitik der Regierung Brandt:

● Ein aktionistischer Flügel befürw o rtete und praktizierte illegale Metho-
den und bildete den Ausgangspunkt für die Mitte der siebziger Jahre
entstehenden neonazistischen Kampfgruppen, die sich auch terro r i s t i-
scher Methoden bedienten: zum Beispiel die Aktionsfront Nationaler
Sozialisten (ANS) des Michael Kühnen, die Volkssozialistische Bewegung
Deutschlands (VSBD) unter Friedhelm Busse, die Deutschen Aktions-
g ruppen (DA) des Manfred Roeder und die „We h r s p o rt g ruppe Hoff-
m a n n “ .

● Ein eher linker, von Intellektuellen dominierter Flügel arbeitete an der
geistigen Ern e u e rung der theoretischen Grundlagen des Rechtsextre-
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mismus (z.B. „Ethnopluralismus“) in bewusster Anknüpfung an die Vo r-
stellungen des Neuen Nationalismus aus den fünfziger Jahren. Daraus
e rwuchsen 1974 verschiedene nationalre v o l u t i o n ä re Gru p p i e ru n g e n ,
die sich weithin im Rahmen der Ökologiebewegung engagiert e n .

Die Entstehung der nationalre v o l u t i o n ä ren Gruppen war auch dadurc h
bedingt, dass der Neue Nationalismus der AUD am Sog des NPD-Erf o l g s
g e s c h e i t e rt war. Das Grüppchen um Hausleiter „biederte“ sich (wie
seine Kritiker sagten) zunächst bei der außerparlamentarischen Oppo-
sition der späten sechziger Jahre an und titulierte sich mit dem begin-
nenden Aufstieg der Umweltbewegung als „Partei des Lebens-
schutzes“. Das kostete den Parteivorsitzenden die überwiegende Mehr-
heit seiner Anhängerschaft. Mit dem ihm noch verbliebenen Rest
schloss sich Hausleiter 1980 den Grünen an.

● Schließlich verselbstständigten sich auch jene nationalkonserv a t i v e n
Kräfte, die eine Kooperation mit den rechten Flügeln von CDU und CSU
gegen die Reformpolitik der sozialliberalen Koalition anstrebten. So ent-
stand 1971 beispielsweise die Deutsche Volksunion (DVU) des Gerh a rd
F re y.

Die Phase 1983–1990

Die dritte Entwicklungsphase des Rechtsextremismus setzte Anfang/Mitte
der achtziger Jahre ein, und wieder waren es Momente eines gesellschaft-
lich-politischen Umbruchs, die seinen Auftrieb beförd e rten. Anders als
früher handelte es sich nun aber um Faktoren, die mehr oder weniger in
allen westeuropäischen Staaten wirksam sind, womit dieser verm e i n t l i c h
„neue“ Rechtsextremismus zu einem e u ropäischen Phänomen w u rd e .
Sozialer Wandel, technologische Modern i s i e rung, geringes Wi rt s c h a f t s-
wachstum, hohe Massenarbeitslosigkeit, Beschneidung der Sozialaus-
gaben, We rtewandel, wachsendes Umweltbewusstsein, massive Part i z i -
pationsansprüche, politische und soziale Umwälzungen in Osteuro p a ,
Abschmelzen des Ost-West-Gegensatzes, Migrationsbewegungen und
A s y l p roblematik sind nur einige Stichworte, die den Problemhaushalt aller
EU-Staaten prägen. Hinzu kommt der Bedeutungsverlust der National-
staaten angesichts der wirtschaftlichen und politischen Globalisierung. 

Unter den Druck der veränderten Ve rhältnisse geriet zunächst die SPD. Sie
w u rde Ende der siebziger, Anfang der achtziger Jahre mit dem schier un-
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l ö s b a ren Dilemma konfro n t i e rt, unter den damaligen Krisenbedingungen
die sozialen Ansprüche ihrer gewerkschaftsnahen Arbeitnehmer- K l i e n t e l
zu befriedigen, die wirtschaftspolitisch notwendigen Reform m a ß n a h m e n
einzuleiten und zugleich den ökologischen Erw a rtungen der postmateria-
listisch eingestellten Mittelschichten zu entsprechen. Dies misslang weithin
und hatte zur Folge, dass ihre Basis abbröckelte. Ihr Koalitionspart n e r, die
F D P, ford e rte schließlich angesichts der tief greifenden ökonomischen
( K o n j u n k t u r- und Stru k t u r-)Krise eine neoliberale „Wende“ in der Wi rt-
schaftspolitik, insbesondere rigide Sparmaßnahmen im sozialpolitischen
B e reich. Dies war für die SPD inakzeptabel. Am 1. Oktober 1982 ging die
sozialliberale Ära zu Ende. Der Kanzler der SPD-F. D . P.-Koalition, Helmut
Schmidt, wurde auf dem Wege eines Misstrauensvotums gestürzt. Zu sei-
nem Nachfolger bestimmte der Deutsche Bundestag den bisherigen Oppo-
s i t i o n s f ü h rer Helmut Kohl (CDU), der bis Oktober 1998 Regieru n g s c h e f
einer CDU/CSU-F. D . P.-Koalition war.

Zuvor – während ihrer 13-jährigen Oppositionszeit – hatte die Union alle
möglichen Anstrengungen unternommen, um die bundesdeutsche Rechte
gegen die „sozialistische“ Politik der sozialliberalen Koalition und den ver-
meintlichen Ausverkauf Deutschlands zu mobilisieren. Indem sie sich
damals als Dach für eine breite, umfassende konserv a t i v - n a t i o n a l i s t i s c h e
Sammlungsbewegung, als politische Heimat aller Rechten, präsentiert e ,
konnte sie zwar der NPD das Wasser abgraben, erweckte jedoch Hoff n u n-
gen auf eine konsequent neokonservative Politik, erm u n t e rte ultrare c h t e
und re c h t s e x t reme Kräfte zum Widerstand gegen die legitimierte Regie-
rung und machte deren Positionen hoffähig, schürte revanchistische und
a u s l ä n d e rfeindliche Ressentiments und bagatellisierte den org a n i s i e rt e n
R e c h t s e x t re m i s m u s .

Nun – an die Regierung gelangt – wurde man die Geister, die man geru-
fen hatte, nicht mehr los. Sprecher von unter Mithilfe der CDU/CSU
gegründeten neokonservativen Zirkeln klagten heftig den Vollzug der ver-
s p rochenen „geistig-moralischen Wende“ ein: Entstaatlichung und Ent-
b ü ro k r a t i s i e rung, Revitalisierung der bürgerlichen Familie, Überw i n d u n g
der durch die sozialliberale Ära angeblich bewirkten sozialistisch-nihilisti-
schen „Kulturrevolution“, Rehabilitierung von Traditionen und historisch
b e w ä h rten We rten und Tugenden und schließlich Wi e d e rherstellung des
nationalen Selbstbewusstseins der Deutschen. In diesem politischen Klima
konnte sich auch der Rechtsextremismus wieder entfalten.
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Der neue Aufwärt s t rend deutete sich bereits bei der Europawahl 1984 an,
als die NPD mit 0,8 Prozent (knapp 200.000 Stimmen) ein beachtliches
Resultat verbuchen konnte. 1986 verabredeten NPD und DVU eine Zusam-
menarbeit beider Organisationen, die weitere Wa h l e rfolge zeitigte, 1987
sogar erstmalig seit 1968 wieder ein parlamentarisches Mandat auf Lan-
desebene (Bremen). Den eigentlichen Durc h b ruch schafften dann jedoch
nicht alteingesessene re c h t s e x t remistische Parteien, sondern die 1983
gegründeten Republikaner.

Die Zusammenarbeit zwischen der NPD und der von Dr. Gerh a rd Fre y
g e f ü h rten DVU kam für viele Beobachter der re c h t s e x t remen Szene über-
raschend und sie war auch keineswegs unumstritten. Denn beide Org a n i-
sationen galten zuvor als verfeindete Brüder. Der schwerreiche Münchener
Verleger Frey zählt zu den einflussreichsten und finanzstärksten Ve rt re t e rn
des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik. Er herrscht über ein Dru c k -
und Verlagsimperium, in dem neben revisionistischer Literatur, Schallplat-
ten, Tonbandkassetten, Videos, Landkarten, Fahnen und Gedenkmedaillen
die drei auflagenstärksten re c h t s e x t remen Wochenzeitungen erschienen:
die „Deutsche National-Zeitung“ (DNZ), der „Deutsche Anzeiger“ (DA)
sowie die „Deutsche Wochen-Zeitung“ (DWZ).

Die wöchentliche Gesamtauflage der drei teilweise inhaltsgleichen Blätter
betrug 1987 nach Angaben des Verfassungsschutzes knapp 100.000
Exemplare, Frey sprach sogar von 600.000. Das Flaggschiff der Frey-Presse
war und ist die DNZ, das größte der drei Blätter, ein im Stil der Boulevard-
presse aufgemachtes Hetzblatt, das in immer neuen Variationen Deutsch-
lands Alleinschuld am Zweiten Weltkrieg und den Holocaust in Frage stellt,
gegen „die Sieger“ (über Hitler-Deutschland) polemisiert, Ausländer diskri -
miniert und 1988/89 auch über Bundespräsident Richard von Weizsäcker
wegen dessen Kritik an revisionistischen Sichtweisen im Zusammenhang
mit dem „Historikerstreit“ herzog. Die Auflage der DNZ sank freilich seit
1990 kontinuierlich von damals 70.000 auf bald 35.000 (1997). Auflagen-
schwund erzwang auch die Zusammenlegung von DWZ und DA.

Das organisatorische Engagement von Frey begann im Rahmen der Kam-
pagne gegen die Ostpolitik der sozialliberalen Bundesre g i e rung 1970/71.
Im Januar 1971 gründete er die DVU als überparteiliches Mitte-Rechts-
Bündnis gegen die „verfassungswidrigen Ostverträge“ und als Auff a n g-
becken für die zerfallende NPD. Die DVU – mit 12.000 Mitgliedern 1987
die stärkste re c h t s e x t remistische Organisation in Westdeutschland – ver-
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stand sich zunächst als überparteiliche Organisation und nahm mithin
nicht an Wahlen teil. Und bis 1986 ist Frey auch allen Spekulationen ent-
g e g e n g e t reten, er beabsichtige, die DVU in eine Partei umzuwandeln. Am
5./6. März 1987 wurde neben der überparteilichen DVU die politische Par-
tei „Deutsche Volksunion-Liste D (DVU)“ gegründet. Der Einstieg des
U n t e rnehmers Frey in die Parteipolitik wurde in erster Linie mit der ausge-
bliebenen Wende in Bonn begründet. Frey spekulierte auf die Unzufrie-
denheit re c h t s k o n s e rvativer Kräfte mit der Politik der Unionsparteien und
e rh o ffte sich davon auch – so behaupteten seine Kritiker – günstige Rück-
wirkungen auf seine Geschäfte. Weil es ihm aber an einer funktionsfähi-
gen Organisation gebrach, die imstande gewesen wäre, Wa h l k ä m p f e
d u rc h z u f ü h ren, beschritt er den Weg des Bündnisses mit der NPD, von
dem sich viele Beteiligten das lang ersehnte Come-back der nationalen
Opposition erh o ff t e n .

Die Wahl zur Bremer Bürgerschaft 1987 war der Testlauf für die Fre y - P a r-
tei, die eine aus der Münchener Zentrale gesteuerte extrem aufwändige
P ropagandaschlacht ohne eine einzige öffentliche Veranstaltung führt e .
Mit 2 Millionen DM standen ihr mehr finanzielle Mittel zur Ve rfügung, als
CDU und SPD zusammen ausgeben konnten. Schließlich gelangten der
DVU-Kandidat Hans Altermann in die Bürgerschaft und zwei weitere DVU-
Bewerber in die Stadtvero rdnetenversammlung von Bre m e rh a v e n .
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Grafik 6: Mitgliederentwicklung der NPD 1964– 1 9 9 9

Quelle: BMI.



Nach diesem Erfolg wurde die Wahlabsprache zwischen beiden Part e i e n
e rgänzt: Die Schleswig-Holstein-Wahl (1988) und die Bundestagswahl
1990 sollten der NPD vorbehalten bleiben, während die DVU für sich die
E u ropawahl 1989 re k l a m i e rte. Bei dieser Wahl musste sie sich allerd i n g s
mit 1,6 Prozent begnügen. Nicht die Fre y - P a rtei pro f i t i e rte von den erh e b-
lichen Desintegrationstendenzen am rechten Rand des Part e i e n s y s t e m s ,
s o n d e rn die neue Partei „Die Republikaner“.
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Tabelle 6: ( Z w e i t - ) S t i m m e n e rgebnisse und Mandate von DLV H ,
DVU, NPD und REP bei Europa-, Bundestags- und Land-
t a g s w a h l e na) in den alten Bundesländern 1983–2000
(ohne gesamtdeutsche Wahlen und ohne Berlin)

Wa h l / G e b i e t J a h r P a rt e i S t i m m e n v. H . M a n d a t e

E u ro p a w a h l e n 1 9 8 4 N P D 1 9 8 . 6 3 3 0 , 8 -
1 9 8 9 D V U 4 4 4 . 9 2 1 1 , 6 -

R E P 2 . 0 0 8 . 6 2 9 7 , 1 6

B u n d e s t a g s - 1 9 8 3 N P D 9 1 . 0 9 5 0 , 2 -
w a h l e n 1 9 8 7 N P D 2 2 7 . 0 5 4 0 , 6 -

L a n d t a g s w a h l e n

S c h l e s w i g - 1 9 8 8 N P D 1 9 . 1 5 4 1 , 2 -
H o l s t e i n R E P 8 . 6 7 3 0 , 6 -

1 9 9 2 D V U 9 3 . 2 9 5 6 , 3 6
R E P 1 8 . 2 2 5 1 , 2 -

1 9 9 6 D LV H 3 . 1 4 4 0 , 2 -
D V U 6 4 . 3 3 5 4 , 3 -

2 0 0 0 N P D 1 5 . 1 2 1 1 , 0 -

H a m b u rg 1 9 8 6 H L Ab) 6 . 5 8 5 0 , 7 -
1 9 8 7 H L Ab) 3 . 8 2 6 0 , 4 -
1 9 9 1 H L Ab) 5 . 8 5 7 0 , 7 -

R E P 9 . 9 5 9 1 , 2 -
1 9 9 3 D V U 2 3 . 6 1 8 2 , 8 -

R E P 4 0 . 8 5 6 4 , 8 -
1 9 9 7 D V U 4 0 . 9 5 7 4 , 9 -

N P D 1 . 1 0 7 0 , 1 -
R E P 1 5 . 2 0 7 1 , 8 -
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Wa h l / G e b i e t J a h r P a rt e i S t i m m e n v. H . M a n d a t e

N i e d e r s a c h s e n 1 9 9 0 D D Dc) 1 . 1 2 6 0 , 0 -
D R Dd) 2 . 7 0 5 0 , 1 -
N P D 8 . 2 5 5 0 , 2 -
R E P 6 2 . 0 5 4 1 , 5 -

1 9 9 4 R E P 1 5 9 . 0 2 6 3 , 7 -
N P D 9 . 4 3 0 0 , 2 -

1 9 9 8 R E P 1 1 8 . 9 7 5 2 , 8 -

B re m e n 1 9 8 7 D V U 1 3 . 2 9 9 3 , 4 1
R E P 4 . 6 2 3 1 , 2 -

1 9 9 1 D V U 2 2 . 8 7 8 6 , 2 6
R E P 5 . 6 9 4 1 , 5 -

1 9 9 5 D V U 8 . 5 0 3 2 , 5 -
N P D 3 2 4 0 , 1 -
R E P 9 4 5 0 , 3 -

1 9 9 9 D V U 8 . 8 2 3 3 , 0 1
N P D 8 1 7 0 , 3 -

N o rd rh e i n - 1 9 9 0 N P D 3 . 3 7 0 0 , 0 -
We s t f a l e n R E P 1 7 1 . 8 6 7 1 , 8 -

1 9 9 5 R E P 6 5 . 5 0 9 0 , 8 -
2 0 0 0 N P D 2 . 3 5 7 0 ,0 -

R E P 8 3 . 2 9 6 1 , 1 -

H e s s e n 1 9 9 1 R E P 4 9 . 3 2 0 1 , 7 -
1 9 9 5 N P D 7 . 7 9 5 0 , 3 -

R E P 5 4 . 7 7 5 2 , 0 -
1 9 9 9 N P D 5 . 9 0 5 0 , 2 -

R E P 7 5 . 0 8 0 2 , 7 -

R h e i n l a n d - P f a l z 1 9 8 3 N P D 3 . 6 5 6 0 , 1 -
1 9 8 7 N P D 1 8 . 2 2 7 0 , 8 -
1 9 9 1 D LV H 4 . 8 8 9 0 , 2 -

R E P 4 3 . 4 8 0 2 , 0 -
1 9 9 6 N P D 7 . 6 3 3 0 , 4 -

R E P 7 1 . 4 9 9 3 , 5 -



Die Republikaner (REP) wurden am 26. November 1983 von zwei Bun-
d e s t a g s a b g e o rdneten und ehemaligen Mitgliedern der CSU, Franz Hand-
los und Ekkehard Voigt, sowie dem Fern s e h j o u rnalisten Franz Schönhuber
in München aus der Taufe gehoben. Ihre Entwicklung nahm in den fol-
genden Jahren keineswegs den hoffnungsvoll angekündigten Verlauf. Im
Gegenteil: Heftige interne Stre i t e reien, die nach Presseberichten sogar teil-
weise handgreiflich ausgetragen wurden, lähmten den org a n i s a t o r i s c h e n
Aufbau. Während die Gruppe um Handlos die Republikaner auf re c h t s-
k o n s e rvativem Kurs halten und Wähler vom rechten Rand der Unionspar-
teien und der F. D . P. gewinnen wollte, zielte Schönhuber auf eine bre i t e
rechte Sammlungspartei nach dem Muster etwa des Front National in
F r a n k reich, die auch Rechtsextremisten umfassen sollte. Im Frühjahr 1985
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Wa h l / G e b i e t J a h r P a rt e i S t i m m e n v. H . M a n d a t e

S a a r l a n d 1 9 8 5 N P D 4 . 6 5 9 0 , 7 -
1 9 9 0 N P D 1 . 6 2 8 0 , 2 -

R E P 2 3 . 2 6 3 3 , 4 -
1 9 9 4 R E P 9 . 7 0 8 1 , 4 -
1 9 9 9 R E P 7 . 3 2 8 1 , 3 -

B a d e n - 1 9 8 8 N P D 1 0 1 . 8 8 9 2 , 1 -
W ü rt t e m b e rg R E P 4 6 . 9 0 4 1 , 0 -

1 9 9 2 D LV H 2 3 . 2 5 5 0 , 5 -
N P D 4 4 . 4 1 6 0 , 9 -
R E P 5 3 9 . 0 1 4 1 0 , 9 1 5

1 9 9 6 R E P 4 3 7 . 2 2 8 9 , 1 1 4

B a y e rn 1 9 8 6 N P D 5 8 . 1 6 5 0 , 5 -
R E P 3 4 2 . 9 9 5 3 , 0 -

1 9 9 0 R E P 5 3 8 . 6 1 5 4 , 9 -
1 9 9 4 N P D 1 1 . 5 9 9 0 , 1 -

R E P 4 5 4 . 1 7 0 3 , 9 -
1 9 9 8 N P D 2 3 . 7 1 7 0 , 2 -

R E P 4 3 8 . 1 4 4 3 , 6 -

a) Landtags- bzw. Bürgerschaftswahlen.
b) Hamburger Liste für Ausländerstopp, NPD-Gründung.
c) Bund der Deutschen Demokraten, REP-Abspaltung.
d) Demokratische Republikaner Deutschlands, REP-Abspaltung.

Die Ergebnisse der gesamtdeutschen Wahlen finden sich in Tabelle 9, S. 75, die Berliner Ergeb-
nisse in Tabelle 12, S. 101.



e s k a l i e rte der Konflikt zu einer Führungskrise, die mit dem Ausscheiden
von Handlos und Voigt und mit der Machtübernahme durch Schönhuber
e n d e t e .

Der Wettlauf zwischen den re c h t s e x t remistischen Parteien DVU und NPD
und den damals offiziell nicht als re c h t s e x t remistisch geltenden Republika-
n e rn entschied sich 1989. Dass die Schönhuber- P a rtei obsiegte, lag aber
weniger an ihrem vermeintlich gemäßigten Programm (die inhaltlichen
Unterschiede zu DVU und NPD waren in Wirklichkeit nicht sonderlich
g roß), sondern eher daran, dass sie mit Schönhuber über einen medien-
e rf a h renen Vorsitzenden (er war Leiter der Hauptabteilung „Bayern - I n f o r-
mation“ beim Bayerischen Fernsehen und hatte bis zu seiner Entlassung
1982 eine sehr populäre Sendung moderiert) und einen talentierten Rhe-
toriker verfügte, dem es trotz seiner SS-Ve rgangenheit (nachdem er sich
dazu in seinem Buch „Ich war dabei“ bekannt hatte, wurde er vom Bayeri-
schen Rundfunk gefeuert) gelang, seine Partei vor einem neonazistischen
Image zu bewahre n .

Bei der Berliner Wahl am 29. Januar 1989 erhielten die Republikaner 7,5
P rozent der Zweitstimmen (elf Mandate im Abgeordnetenhaus und weite-
re 36 in den Bezirksvero rdnetenversammlungen) und damit einen Pub-
lizitätsschub weit über Berlin hinaus. Mit dem 29. Januar war die Ta l f a h rt
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Grafik 7: Mitgliederentwicklung der Republikaner 1983–1999

Quelle: Eigene Recherchen, ab 1992 BMI.



der Republikaner beendet, Mitglieder und Funktionäre spürten wieder
Auftrieb: Nun stiegen die Mitgliederzahlen rasch an, Berichte von Über-
tritten aus den Unionsparteien häuften sich, die Organisation konnte bun-
desweit auf Landes- und Kreisebene ausgebaut und im April 1989 die
Gründung des elften und letzten Landesverbandes im Saarland gemeldet
w e rden. Zu dieser Zeit beziff e rte Schönhuber die REP-Mitgliederzahl mit
14.000 und sagte „erd ru t s c h a rtige Ergebnisse“ für die Europawahl im Juni
des Jahres voraus. Ford e rungen aus dem Kreis der anderen re c h t s e x t re m i s-
tischen Parteien nach einem gemeinsamen Vo rgehen lehnte er siegessi-
cher ab.

Bei der Europawahl am 18. Juni 1989 erhielten die Republikaner in der
B u n d e s republik über zwei Millionen Stimmen (7,1%). Noch niemals in der
Geschichte Westdeutschlands wurde von einer re c h t s e x t remistischen Par-
tei ein derartig hohes Resultat auf Bundesebene erreicht. Sie waren fort a n
im Europäischen Parlament mit sechs Abgeordneten vert reten. Die von der
NPD unterstützte DVU-Liste D konnte dagegen – wie erwähnt – nur knapp
eine halbe Million Wähler mobilisieren, bundesweit 1,6 Prozent der gülti-
gen Stimmen.

Die Republikaner waren auf dem Zenit ihrer Entwicklung angekommen,
v e rmochten es aber nicht, diesen Rückenwind für weitere Erfolge zu nut-
zen. Das „Hauen und Stechen“ zwischen eher nationalkonservativen und
eher re c h t s e x t remistischen Kräften begann jetzt erst richtig und trug der
P a rtei Austritte und Abspaltungen ein. Es waren aber nicht nur die inter-
nen Grabenkämpfe, sondern auch die deutsche Einheit, die ihren Erf o l g s-
t rend zunächst jäh stoppten. Bei der ersten gesamtdeutschen Bundestags-
wahl 1990 erzielten NPD und Republikaner zusammen ganze 2,4 Pro z e n t
der Zweitstimmen (West: 2,6%; Ost: 1,6%).

Auch die Neonazis wollten die günstigen gesellschaftlich-politischen Rah-
menbedingungen seit Anfang der achtziger Jahre nutzen. Wie erw ä h n t ,
entstanden mit dem Zerfall der NPD nach 1969 eine Reihe von autonomen
neonazistischen Organisationen, die außero rdentlich militant auftraten
und sich teilweise auch terroristischer Mittel bedienten. Führend war die
1977 gegründete Aktionsfront Nationaler Sozialisten (ANS) unter Leitung
des ehemaligen Bundeswehr- O ffiziers Michael Kühnen. Die Org a n i s a t i o n
des mehrfach inhaftierten Kühnen wurde 1983 vom Bundesinnenminister
v e r b o t e n .
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Die Anhänger des 1985 zu drei Jahren Haft veru rteilten Kühnen unter-
w a n d e rten die 1978 von Martin Pape in Stuttgart gegründete F re i h e i t-
liche Deutsche Arbeiterpart e i ( FAP), eine re c h t s e x t remistische Zwerg-
o rganisation, die allerdings über den Parteienstatus verfügte und daher –
so kalkulierten die Neonazis – nicht vom Bundesinnenminister, sondern
nur nach einem langwierigen und aufwändigen Ve rf a h ren vom Bundes-
v e rfassungsgericht verboten werden könnte. In der keine 500 Mitglieder
starken FAP kam es ebenfalls bald zu Auseinandersetzungen, und zwar
über die Frage, ob ein Neonazi homosexuell sein darf (Kühnen war es). Auf
dem FA P - P a rteitag 1988 obsiegten die Kühnen-Gegner. Deren Anführe r,
J ü rgen Mosler, unterstützte Friedhelm Busse bei der Wahl zum Part e i v o r-
sitzenden. Busse (früher DRP und NPD) war Chef der 1982 verbotenen
Volkssozialistischen Bewegung Deutschlands (VSBD). Er wurde mehrf a c h ,
1983 unter anderem wegen Spre n g s t o ffbesitzes, veru rteilt, schloss sich
1986, gerade aus der Haft entlassen, dem Mosler-Flügel innerhalb der FA P
an und wurde schließlich 1988 zum Parteichef gekürt. Die FAP beteiligte
sich bis 1989 gelegentlich an Wahlen, 1987 beispielsweise zum Bundes-
tag, 1989 zum Europaparlament, erreichte aber maximal 0,1 Pro z e n t .

Die Kühnen-Anhänger (ihr Chef wurde 1988 aus der Haft entlassen) grün-
deten zunächst die Nationale Sammlung (NS), die jedoch ein Jahr später
als Nachfolgeorganisation der ANS verboten wurde. So fasste Kühnen
seine Gefolgschaft 1989 in der Gesinnungsgemeinschaft der Neuen
F ront (GdNF) zusammen, aus deren Schoß einzelne Org a n i s a t i o n e n
e rwuchsen, die später, wie auch die FA P, bei der Organisation der Neona-
zis in der DDR bzw. in den neuen Ländern eine große Rolle spielen sollten. 

3 . 4 R e c h t s e x t remismus in der DDR

A rtikel 6 der Ve rfassung der DDR enthielt folgende Form u l i e ru n g :

„Die Deutsche Demokratische Republik hat getreu den Intere s s e n
des Volkes und den internationalen Verpflichtungen auf ihre m
Gebiet den deutschen Militarismus und Nazismus ausgero t t e t . “

Die Phase der gesellschaftlichen und sozialökonomischen Umwälzungen
zwischen 1945 und 1949/52 wurde in der DDR auch als „antifaschistisch-
demokratische Ordnung“ bezeichnet. Fortan galten die wirt s c h a f t l i c h e n
und gesellschaftlichen Ursachen des Faschismus als überwunden. Übrigens
auch der Antisemitismus. Daher leistete die DDR keine Wi e d e rg u t m a-



chungszahlungen an Israel oder an internationale jüdische Org a n i s a t i o n e n
und lehnte eine Folgeverantwortung für deutsche Ve r b rechen an Juden
w ä h rend des Nationalsozialismus ab. Die DDR war nach ihrem Selbstver-
ständnis ein antifaschistischer Staat. Gerade darauf stützte sie ihre Legiti-
mität und grenzte sich so von der Bundesrepublik – bald auch mittels einer
Mauer – ab.

Faschismus galt der materialistischen Geschichtsauffassung (und einer
Definition Dimitro v s1 2 folgend als „offene terroristische Diktatur des re a k-
tionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Ele-
mente des Finanzkapitals“. Der Begriff Rechtsextremismus wurde in der
DDR abgelehnt, weil er das „monopolkapitalistische Klassenwesen“ des
Faschismus verd e c k e .

Infolge einer verf a s s u n g s rechtlich absurden Vorschrift und eines sozialwis-
senschaftlich nicht tragfähigen Faschismusbegriffs war die DDR blind
gegenüber dem Rechtsextremismus im eigenen Lande. Und wenn er denn
manifest wurde, verheimlichte man ihn oder kehrte ihn sprachlich unter
den Teppich („Rowdies“, „Randalierer“, „negativ-dekadente Jugendli-
che“). Rechtsextremismus zählte zu den vielen Problemen der DDR-Gesell-
schaft, mit der sie sich nicht wirklich auseinander setzte. Daher sind unse-
re Kenntnisse über den Rechtsextremismus in der DDR auch höchst
b e g renzt. Selbst wenn dereinst alle verf ü g b a ren Akten aufgearbeitet sein
w e rden, dürfte das Bild wegen der eingeschränkten Wa h rnehmung der
B e h ö rden äußerst lückenhaft sein.

Die „Gauck-Behörde“ hat vor einiger Zeit eine Deliktkartei über neonazis-
tische Umtriebe bei der NVA und der Staatssicherheit ausgewert e t .
Danach feierten selbst Off i z i e re Hitlers Geburtstag, grölten Nazi-Paro l e n
(„es lebe der Nationalsozialismus"), erzählten sich „Judenwitze“ und ver-
h e rrlichten die Ve r b rechen der We h rm a c h t .

„Dekadent-amoralische Auffassungen“ bei Jugendlichen sind seit den
sechziger Jahren aktenkundig. Dabei handelte es sich offenbar um mehr
als nur um Pro t e s t v e rhalten. Das MfS sprach 1966 von „Zersetzung und
Aufweichung der Bürger der DDR“, und Mielke lastete derartige Erschei-
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12) Georgi M. Dimitrov (1882–1949), bulgarischer Kommunist, war seit 1935 General-
sekretär der Kommunistischen Internationale (Komintern). 1946 wurde er Ministerpräsi-
dent Bulgariens, 1948 Generalsekretär der Bulgarischen Kommunistischen Partei.



n u n g s f o rmen dem „staatsmonopolistischen Herrschaftssystem“ der BRD
an. Ende der siebziger, Anfang der achtziger Jahre häuften sich dann of-
fenbar die Vo rf ä l l e .

Wir wissen heute, dass auch die DDR-Gesellschaft der siebziger und acht-
ziger Jahre durch sozialen Wandel, We rtewandel und Individualisierung –
wenn auch nur teilweise (vor allem die Jugend) und auch nur ru d i m e n t ä r
– geprägt war. Aber anders als im Westen ließ die technisch-wissenschaft-
liche Modern i s i e rung und die allgemeine Erw e i t e rung des Bildungsniveaus
den politischen Bereich völlig unberührt. Dafür sorgte die büro k r a t i s c h e
E i n p a rt e i e n h e rrschaft, die außerstande war, die Brisanz des sich verschär-
fenden Wi d e r s p ruchs zwischen Wandel im wirtschaftlich-sozialen und
Stagnation im politischen Bereich zu erkennen. Trotz sichtbarer Ve r ä n d e-
rungen in Osteuropa gab die DDR-Führung dem Reform d ruck nicht nach.

B e reits in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre hatte in der DDR-Jugend
der Loyalitätsverfall gegenüber dem sozialistischen System eingesetzt. Er
e rmöglichte bald das Überschwappen westlicher Jugendkulturen auf die
DDR. Und wiederum anders als im Westen war für die DDR-Jugendlichen
der Einstieg in eine der Subkulturen mit enormen Risiken verbunden: We r
sich dazu entschloss, begab sich in den Unterg rund. Dies förd e rte den
integrativen We rt der Subkulturen und verlieh ihren Mitgliedern das
Gefühl von Mut, Stärke und Kameradschaft. Die re c h t s e x t re m i s t i s c h e n
P a rolen bedeuteten anfangs weniger eine Identifikation mit dem Natio-
nalsozialismus, sondern vor allem einen gezielten Ta b u b ruch mit der anti-
faschistischen Staatsdoktrin der DDR, eine Identifikation mit dem Feind
des Feindes. Der im Ve rgleich zum Westen großen Risikobereitschaft ent-
sprach eine enorme Gewaltbereitschaft und Brutalität, um die die We s t-
skins ihre Kameraden im Osten lange bewundert e n .

Seit 1982 wuchsen nationalistische und re c h t s e x t reme Stimmungen unter
Jugendlichen in der DDR, vor allem bei Fußballfans, an und erste Skin-
G ruppen wurden bekannt. Dabei spielte der „negative Fußballanhang“
des BFC-Dynamo (er galt als ein von der Stasi geförd e rter Ve rein) eine
wichtige Rolle. Nach der Wende behauptete ein Mitarbeiter des Berliner
Ve rfassungsschutzes, dass alle Führungspersönlichkeiten des Ost-Berliner
R e c h t s e x t remismus aus dieser Clique herv o rgegangen seien. Mitte der
achtziger Jahre verzeichneten re c h t s e x t remistische Skin-, Fascho- und
N a z i - P o p p e r- G ruppen verstärkten Zulauf. 1986 waren der Kripo der DDR
1.500 Jugendliche bekannt, die zu re c h t s e x t remistischen Ideen und Akti-
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vitäten neigten. 1987 stellten die Behörden die Zunahme von re c h t s e x t re-
mistischen Gewalttaten fest. Es erfolgten erste Gerichtsurteile. Der Skin-
Ü b e rfall auf die Berliner Zionskirche im Oktober stellte nur den Höhepunkt
einer dichten Ereigniskette dar, auf den nun freilich eine intensive staatli-
che Repression gegen die der Staatssicherheit bekannten 800, in 36 Gru p-
pen org a n i s i e rten, Skins folgte.

Am 17. Oktober 1987 hatten etwa 30 Skinheads ein Punk-Konzert in der
Berliner Zionskirche überfallen, „Sieg Heil!“ und „Judenschweine“
gebrüllt und viele Besucher übel zusammengeschlagen. Sie wurden dabei
von mehre ren Skins aus West-Berlin unterstützt, was die schon früher
g e ä u ß e rte Ve rmutung bestätigte, dass (wenn auch lockere) Kooperations-
beziehungen zwischen Rechtsextremisten in West und Ost bestanden. So
w u rden Bomberjacken, Doc-Martens-Schuhe (beides zählte zur Minimal-
ausstattung eines Skinheads) und Schallplatten re c h t s e x t remer Rockgru p-
pen in die DDR eingeschmuggelt. Für die DDR-Behörden handelte es sich
natürlich um eine Steuerung der Vo rgänge aus dem We s t e n .

1988 häuften sich die Gerichtsverf a h ren, Urteile erfolgten in Halle, Dre s-
den, Leipzig, Berlin und Umgebung, Cottbus, Wolgast, Riesa, Potsdam,
S o n n e b e rg und Magdeburg. Die Ost-Berliner Polizei beziff e rte die Anzahl
der Skins in der Hauptstadt damals schon auf 300 und die der Mitläufer
auf 400 bis 500. Das MfS teilte mit, dass Jugendbanden im Bezirk Rostock
persönliche Kontakte zu Rechtsextremisten in Hamburg und Schweden
u n t e rhielten. Im Oktober verf e rtigte die Stasi eine regionale Übersicht über
die Ve r b reitung von Skins in der DDR (Tabelle 7), aus der herv o rging, dass
sich das Potenzial im Raum Berlin-Potsdam konzentrierte. Nach Recher-
chen des Fachjournalisten für Rechtsextremismus beim Berliner „Ta g e s-
spiegel“, Frank Jansen, gab es in den achtziger Jahren in der DDR einen
h a rten Kern von 5.000 militanten Rechtsextremisten und ein bis zu 10.000
Sympathisanten zählendes Umfeld (Der Tagesspiegel v. 22. 9. 2000).

Seit 1987 nahmen Ve ru rteilungen und Inhaftierungen zu. Für die Betro f-
fenen galt das Gefängnis jedoch als „Akademie“. Sie kamen in Kontakt zu
Gleichgesinnten, was sich für die spätere Ve rnetzung des Rechtsextre m i s-
mus als nützlich erwies, und wurden durch „Freundinnen“ betreut, die
w i e d e rum außerhalb der Gefängnisse Beziehungen herstellten bzw. auf-
re c h t e rhielten. Nach der Maueröffnung im November 1989 kamen die ein-
sitzenden Rechtsextremisten infolge von Amnestien und auslaufenden
Haftstrafen rasch frei und nutzten ihre Akademie-Erf a h rungen beim Auf-
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bau re c h t s e x t remistischer Organisationen. Insoweit konnte der Neonazis-
mus in der Nach-Wende-DDR durchaus auf alte Stru k t u ren zurückgre i f e n .
Damit stellte sich die immer noch nicht befriedigend beantwortete Frage,
in welchem Ausmaß der Rechtsextremismus in Ostdeutschland ein Pro d u k t
der DDR-Gesellschaft oder eine Folge des Umbruchs seit 1989/90 darstellt.

3 . 5 Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in den
fünf neuen Bundesländern

R a h m e n b e d i n g u n g e n

Im „Sozialre p o rt 1998“ des Sozialwissenschaftlichen Forschungszentru m s
B e r l i n - B r a n d e n b u rg werden drei Phasen des „subjektiven Empfindens der
B ü rger aus den neuen Bundesländern zur Entwicklung seit 1990“ unter-
s c h i e d e n :

– „die Phase der anfänglich hohen Erw a rtungen, der Hoffnungen auf
rasche Ve r ä n d e rungen in den Lebensverhältnissen – d.h. insbeson -
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Tabelle 7: Skinheads in der DDR nach Bezirken (Stand: 1.10.1988)

B e z i r k A b s . %

R o s t o c k 9 0 , 8
S c h w e r i n 3 0 , 3
N e u b r a n d e n b u rg 9 0 , 8
F r a n k f u rt / O d e r 8 2 7 , 7
B e r l i n 4 4 7 4 1 , 9
P o t s d a m 1 2 0 1 1 , 2
C o t t b u s 5 3 5 , 0
M a g d e b u rg 6 6 6 , 2
H a l l e 3 6 3 , 4
L e i p z i g 8 8 8 , 2
D re s d e n 4 5 4 , 2
K a r l - M a rx - S t a d t 6 0 , 6
G e r a 3 9 3 , 7
E rf u rt 3 8 3 , 6
S u h l 2 6 2 , 4

S u m m e 1 0 6 7 1 0 0 , 0

Quelle: Ministerium für Staatssicherheit, HA XX (Süß 1993, S. 106).



d e re in der Konsumption, im Reisen, in den Möglichkeiten der
demokratischen Mitwirkung, in der Annahme, dass Ve r s p re c h u n g e n
auf Angleichung der Lebensverhältnisse schnell Realität werden usw.
Diese euphorische Phase mit raschen Zufriedenheitsgewinnen –
nicht zuletzt durch eine nachholende Konsumption im weitesten
Sinne – fand mit den neuen Erf a h rungen vor allem an sozialer Ve r -
u n s i c h e rung und der Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt für Millionen
von Menschen relativ rasch ihr Ende (1991/1992);

– die Phase einer relativen Stabilisierung in den Lebensverh ä l t n i s s e n
und der Ve r ä n d e rungen von We rt e s t ru k t u ren (ohne westliche zu
ü b e rnehmen), in der Verlangsamung des Tempos der Angleichungs -
p rozesse (1992 bis 1995);

– die Phase einer zunehmend kritischen Sicht auf Ve rgangenheit und
G e g e n w a rt, die nicht in allgemeiner Unzufriedenheit oder Hoff -
nungslosigkeit mündet, die aber nicht mehr bereit ist, alle Ve r ä n d e -
rungen im Ve rgleich zu 1990 von vorn h e rein als besser zu bewert e n .
Es entwickelt sich eine Haltung, die gerne mit ,Ostalgie‘ beschrieben
w i rd, die genau genommen das Pro g ressivste der Haltung der DDR-
B ü rger am Ende deren staatlicher Existenz übernimmt – die kritische
Sicht zur gesellschaftlichen Entwicklung im Lande. Diese Haltung
mündet jedoch keineswegs in verg l e i c h b a ren gewaltigen Aktionen
gegen den Staat, sie re f l e k t i e rt aber die Zunahme von sozialen Pro b -
lemen in den neuen Bundesländern (wie in der Bundesre p u b l i k
g e n e rell), ohne eigene Vorstellungen zur notwendigen Bewältigung
bei der Mehrheit zu erz e u g e n . “

Im Zentrum der Ängste und Befürchtungen standen 1998 die Arbeits-
losigkeit (80% der Befragten), Gewalt/Kriminalität (78%) und der Sozi-
alabbau (66%). Zwischen 1989 und 1998 (März) sank die Zahl der
E rwerbstätigen von 9,7 Millionen auf 5,8 Millionen. Der Prozess der Dein-
d u s t r i a l i s i e rung schreitet weiter voran. Nach wie vor sei aber – so hebt der
„ S o z i a l re p o rt“ hervor – der Stellenwert von Arbeit bei Männern und Frau-
en sehr hoch: „Arbeiten zu wollen, Erwerbsarbeit einen hohen Rang ein-
zuräumen, ist nach wie vor charakteristisch für die Bürger in den neuen
B u n d e s l ä n d e rn... Erwerbsarbeit wird heute im Ve rgleich zum Zeitraum vor
1990 als wichtiger empfunden“, mehr noch von den Arbeitslosen bzw.
von in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen Beschäftigten als von
re g u l ä ren Erwerbstätigen. Dabei geht es nicht nur um finanzielle Gesichts-
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punkte, sondern auch um soziale Integration, Qualifikation und Kommu-
n i k a t i o n .

Bezüglich der Erwerbslosigkeit re s ü m i e rt der „Sozialre p o rt “ :

„Arbeitslosigkeit ist seit 1990 für über die Hälfte der Bevölkerung im
Alter zwischen 18 und 59 Jahren zur individuellen Erf a h rung gewor -
den. Das vorhandene Arbeitsplatzdefizit in den neuen Bundeslän -
d e rn übersteigt die offizielle Arbeitslosigkeit um das Doppelte. Lang -
zeitarbeitslosigkeit – vor allem von Frauen – nimmt zu, die Akzep -
tanz sich verschlechternder Arbeitsbedingungen zur Sicherung bzw.
zum Erhalt eines Arbeitsplatzes steigt.“

Die mit der sozioökonomischen Entwicklung in Ostdeutschland gewach-
sene Unzufriedenheit wirkte sich bei den Bundestagswahlen 1994 und
1998 zu Ungunsten der Bonner Regieru n g s p a rteien aus, zu Lasten der Par-
teien also, die 1990 von den Ostdeutschen wegen ihres Beitrags zur deut-
schen Einheit belohnt wurden. CDU und F. D . P. verloren zwischen 1990
und 1998 zusammen 25 Prozentpunkte an Zweitstimmen (Tabelle 8). Sie
hatten die von der ostdeutschen Bevölkerung empfundene „Gere c h t i g-
keitslücke“ missachtet. Nutznießer des Einbruchs der konserv a t i v - l i b e r a l e n
Koalition waren SPD, PDS und die re c h t s e x t remistischen Part e i e n .
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Tabelle 8: Z w e i t s t i m m e n e rgebnisse bei gesamtdeutschen Bundes-
tagswahlen 1990–98: We s t - O s t - Ve rg l e i c ha (% bzw. Pro-
z e n t p u n k t e )

C D U / C S Ub S P D F D P B 9 0 / G P D S R E Xc

We s t O s t We s t O s t We s t O s t We s t O s t We s t O s t We s t O s t

1 9 9 0 4 4 , 3 4 1 , 8 3 5 , 7 2 4 , 3 1 0 , 6 1 2 , 9 4 , 8 6 , 3 0 , 3 1 1 , 1 2 , 6 1 , 6
1 9 9 4 4 2 , 1 3 8 , 5 3 7 , 5 3 1 , 5 7 , 7 3 , 5 7 , 9 4 , 3 1 , 0 1 9 , 8 2 , 0 1 , 2
1 9 9 8 3 7 , 1 2 7 , 3 4 2 , 3 3 5 , 1 7 , 0 3 , 3 7 , 3 4 , 1 1 , 2 2 1 , 6 2 , 9 5 , 0

9 8 / 9 0d – 7 , 2 – 1 4 , 5 + 6 , 6 + 1 0 , 8 – 3 , 6 – 9 , 6 + 2 , 5 – 2 , 2 + 0 , 9 + 1 0 , 5 + 0 , 3 + 3 , 4
9 8 / 9 4e – 5 , 0 – 1 1 , 2 + 4 , 8 + 3 , 6 – 0 , 7 – 0 , 2 – 0 , 6 – 0 , 2 + 0 , 2 + 1 , 8 + 0 , 9 + 3 , 8

a) Westdeutschland einschl. Berlin-West; Ostdeutschland einschließlich Berlin-Ost.
b) In Ostdeutschland nur CDU.
c) 1990: REP; 1994: REP; 1998: DVU, NPD, REP.
d) Veränderungen 1998 gegenüber 1990 in Prozentpunkten.
e) Veränderungen 1998 gegenüber 1994 in Prozentpunkten.



Die gesellschaftlich-politischen Rahmenbedingungen für die Existenz, für
E rfolg und Misserfolg des Rechtsextremismus in Ostdeutschland dürf e n
a l l e rdings nicht auf sozioökonomische Faktoren verkürzt werden. Sie las-
sen sich in vier Komplexe zusammenfassen:

● Der gewünschte und bewusst herbeigeführte, in seinen konkre t e n
sozialen und psychischen  Auswirkungen auf das Individuum aber nicht
a b s e h b a re Systemwechsel vom Sozialismus zum Kapitalismus, vom Sta-
linismus zur Demokratie.

● Die Entwicklung der inneren Einheit Deutschlands, deren Verlauf sich
die meisten Ostdeutschen völlig anders vorgestellt haben, als sie sich
tatsächlich vollzogen hat, und die daher in einen handfesten Ost-We s t -
Gegensatz mündete.

● Der soziale Wandel, die technologische Modern i s i e rung der Pro d u k-
t i o n s p rozesse und die wirtschaftliche und politische Globalisierung, die
alle westlichen Gesellschaften prägen und mit der Einheit Deutschlands
zu einer zusätzlichen Belastung für die neuen Bundesländer geword e n
i s t .

● Die Fortwirkung psychischer Dispositionen und politisch-kultureller Fak-
t o ren (Sozialisationsverläufe, Lebenserf a h rungen, Lern p rozesse, We rt-
o r i e n t i e rungen, politische Einstellungen und Ve rhaltensweisen), die mit
den neuen gesellschaftlichen und politischen Ve rhältnissen nicht kom-
patibel sind und Abwehrreaktionen stimuliere n .

Der Zusammenbruch der DDR wurde nicht nur als Befreiung von der kom-
munistischen Diktatur, sondern auch als Bruch in der individuellen Biogra-
phie, als Abwertung oder gar Scheitern von persönlichen Lebensleistun-
gen erf a h ren. Sich auf die neue, völlig veränderte Situation einzustellen,
O r i e n t i e rung zu finden und eine neue Identität zu entwickeln, setzte ein
hohes Maß an Selbständigkeit, Lernfähigkeit, Flexibilität und Selbstbe-
hauptungswillen voraus, das den DDR-Bürg e rn nicht gerade in ihre Wi e g e
gelegt worden war. Das für den Überlebenskampf in der westlichen Ellen-
bogengesellschaft notwendige Selbstvertrauen musste erst erworben wer-
den. Vielfach empfand man das westliche System aber auch als fremd und
b e d rohlich und flüchtete sich in DDR-Nostalgie.

Die umfassende und konforme staatliche Gestaltung von Lebenswegen
(Schule, Ausbildung, Berufstätigkeit, Freizeit) bedeutete nicht nur Bevor-
mundung, sondern auch Sicherheit, Verlässlichkeit und Entlastung von

68



Risiken. Diese Gratifikationen wurden von der Bevölkerung gegen Loyalität
eingetauscht: Freiheit gegen Gleichheit und Gerechtigkeit. Volk und
F ü h rung stimmten weithin in der Ablehnung von Individualismus, Non-
k o n f o rmität, Unsicherheit und Experimentierf reudigkeit überein. Beide
wünschten Ruhe und Ordnung, Stabilität und Berechenbarkeit. DDR und
BRD unterschieden sich folglich nicht nur hinsichtlich ihres Regieru n g s s y s-
tems und ihrer Wi rt s c h a f t s o rdnung, sondern auch hinsichtlich der Menta-
lität, der We rt o r i e n t i e rungen und Kommunikationsformen ihrer Bürg e r. In
v i e rzig Jahren Zweistaatlichkeit hatten sich verschiedene politische Kultu-
ren entwickelt, die die staatliche Einheit wenigstens teilweise überd a u e r-
t e n .

Die DDR war ein autoritäre r, nationalistischer und ethnozentristischer
Staat. „Die Interessen und das Wohlbefinden der auf dem Staatsgebiet der
DDR lebenden Deutschen hatte absoluten Vo rrang“, schreibt der ostdeut-
sche Rechtsextre m i s m u s - E x p e rte Bernd Wagner und warnt nachdrücklich
d a v o r, „die historische Dimension der Ausländerfeindlichkeit in Ost-
deutschland auszublenden“. Richtig ist sicherlich, dass sich DDR-Nostalgie
nicht auf wohlwollende Ressentiments beschränkt, sondern auch darin
zum Ausdruck kommen kann, dass die damaligen Gru n d w e rte (Autorita-
rismus, Nationalismus, Fremdenfeindlichkeit, Gerechtigkeit, Solidarität,
Kollektivität) das Denken und Handeln der Menschen in extrem überstei-
g e rter und sogar besonders aggressiver Weise bestimmen. Dies dürfte vor
allem für Personen gelten, die sich dem DDR-System bereits in den achtzi-
ger Jahren entfremdet und (anders als die bürgerlich-intellektuellen Mit-
glieder der demokratischen Opposition) mit der Wende vollends den
Boden unter den Füßen verloren hatten.

Tief greifende Identitätskrisen und Orientierungsverluste unterstützen die
Herausbildung und Festigung des oben beschriebenen re c h t s e x t re m i s-
tischen Einstellungsmusters, vor allem die Bereitschaft zur fre i w i l l i g e n
U n t e rw e rfung unter Stärkere bzw. unter nicht legitimierte Herrschaft und
die Neigung zur Beherrschung Schwächere r, das Bedürfnis nach der Wa h-
rung und Stärkung der eigenen Nation und zur Abwertung oder Ausgre n-
zung anderer Nationen oder Völker. Dabei wirken sich Arbeitslosigkeit,
Unzufriedenheit mit den wirtschaftlichen Ve rhältnissen, Politik- und
besonders Systemverd rossenheit verstärkend aus. Das Ineinanderg re i f e n
von sozioökonomischen Problemen und fremdenfeindlichen Orientieru n-
gen könnte erklären, warum in Ostdeutschland gerade junge Leute, Arbei-
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ter und Arbeitslose besonders zu re c h t s e x t remistischen Einstellungen nei-
g e n .

Die Frage, ob der Rechtsextremismus in Ostdeutschland eher ein Pro d u k t
der DDR-Gesellschaft oder eine Folge des Systemwechsels darstellt, muss
v e rmutlich mit einem schlichten „sowohl – als auch“ beantwortet werd e n .
Beide Dimensionen lassen sich kaum exakt voneinander trennen. Die Ent-
wicklung des org a n i s i e rten Rechtsextremismus, der rassistischen Gewalt
und des Wa h l v e rhaltens in Ostdeutschland zeigt allerdings, dass situative
F a k t o ren im Zusammenhang mit dem Verlauf der deutschen Einheit eine
g roße Rolle spielten. Unsere vergleichenden Analysen zum re c h t s e x t re m i s-
tischen Einstellungspotenzial in West und Ost (Kapitel 2) hatten erg e b e n ,
dass sich mit der Ve r ä n d e rung der gesellschaftlich-politischen Rahmen-
bedingungen im Laufe der neunziger Jahre auch die Erfolgschancen des
R e c h t s e x t remismus verbessert e n .

Wa h l p a rteien des Alten Nationalismus

In seiner dritten Entwicklungsphase (ab 1983) hatte für den westdeut-
schen Rechtsextremismus 1987 ein neuer Erfolgsboom eingesetzt, der sei-
nen Höhepunkt 1989 in zwei spektakulären Wa h l e rfolgen fand, 1990
dann aber jäh gestoppt wurde. Die nationalistische Opposition war durc h
die deutsche Einheit gelähmt.

Fast ein halbes Jahrh u n d e rt hatte das kleine Häuflein von bundesdeut-
schen Neonazis und Deutschnationalen unbeirrt und verbissen für die
nationale Sache gekämpft, für die Wi e d e rherstellung des Deutschen
Reichs, für die Revision der Beschlüsse von Potsdam und für die Beseiti-
gung des Unrechts, das den Deutschen 1945 angeblich von den Sieger-
mächten angetan worden ist. Und nun war es endlich soweit, nun war ein
qualitativer Sprung in die ersehnte Richtung getan. Aber diejenigen, die
sich sogar in den harten Zeiten der bedingungslosen We s t i n t e g r a t i o n
b e h a rrlich gegen den ihrer Auffassung nach antinationalen Kurs Adenau-
ers gestemmt, die am konsequentesten die „Ve rratspolitik“ der soziallibe-
ralen Koalition gegeißelt und schließlich selbst den ihnen nicht gerade
unsympathischen Franz Josef Strauß wegen seines „Schmusekurses“
gegenüber dem Honecker-Regime mit dem Bannstrahl belegt hatten, die
in ihrem Selbstbild einzige authentische nationale Opposition also, ging im
Gefolge der deutschen Einigung re g e l recht unter.
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Der Rechtsextremismus wurde durch die Ereignisse von 1989/90 in der
DDR ebenso überrascht wie die übrigen politischen Kräfte. Im Gru n d e
genommen hatte auch er die Hoffnungen auf eine baldige Ve re i n i g u n g
der beiden deutschen Staaten aufgegeben und sich auf andere Themen
k o n z e n t r i e rt (Überf remdung, Revisionismus etc.). Er war auf die Situation
nicht vorbereitet, re a g i e rte hilflos und zögerlich und fühlte sich um die
Früchte seines Engagements von den bürgerlichen Parteien betrogen. Dass
es gerade die wegen ihres antinationalen Kurses in der Ve rgangenheit ver-
hassten Konservativen und Liberalen waren, die den Einheitsprozess vo-
rantrieben und sich mit den Erfolgen brüsteten, schmerzte besonders und
t rug zur weiteren Irritation des re c h t s e x t remistischen Lagers bei. Man
wusste nicht einmal, ob man sich freuen und ebenfalls jubeln oder ob man
den – mit der Einheit untrennbar verknüpften – völkerrechtlich endgülti-
gen Verlust der ehemaligen deutschen Ostgebiete beklagen und gegen die
Einheit opponieren sollte.

So begrüßte der REP-Vorsitzende Schönhuber auf dem Parteitag in Ruh-
s t o rf bei Passau im Juli 1990 einerseits die „mitteldeutschen Part e i f re u n-
de“, lobte andererseits aber das bisherige klare Bekenntnis seiner Part e i
zur Wi e d e rv e reinigung beider deutscher Teilstaaten und ford e rte die
schnellstmögliche Ve reinigung (auf neutraler Grundlage). Dieses Bekennt-
nis und der konsequente Antikommunismus der Partei würden ihr – so
Schönhuber – in Ostdeutschland bei Wahlen noch bessere Erfolge besche-
ren als im Westen. Die Rede war von 20 bis 30 Pro z e n t .

Unmittelbar nach der Öffnung der Mauer reisten Ve rt reter aller re c h t s e x-
t remistischen Organisationen in die DDR, um – vor allem bei den Mon-
tagsdemonstrationen – Flugblätter zu verteilen. Dabei waren die Republi-
kaner offenbar besonders aktiv. Angeblich hatten sie große Mengen von
P ropagandamaterial eingeschleust und damit viel Resonanz bei der Bevöl-
k e rung gefunden. Ein REP-Aktivist behauptete 1990, die Partei habe in
Sachsen bereits 3.000 Mitglieder org a n i s i e rt. Und der stellvert retende Bun-
desvorsitzende, Gert Feldmayer, sprach im Sommer 1990 von 3.000 bis
4.000 Mitgliedsanträgen aus der DDR.

Tatsächlich waren die Republikaner besonders eifrig bemüht, org a n i s a t o r i-
sche Stru k t u ren in der DDR zu errichten und sich als erste gesamtdeutsche
P a rtei zu etablieren. Bereits auf ihrem Parteitag Mitte Januar 1990 in
Rosenheim (Bayern) präsentierten sie einen leibhaftigen „Ossi“: Hans-
Rudolf Gutbrodt aus Parchim entpuppte sich jedoch bald als mehrf a c h ,
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unter anderem wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern, vorbestrafter
„DDR-Chef“ der Republikaner. Ihm folgte später als „Mitteldeutschland-
Beauftragter“ der Bad Tölzer Kreisvorsitzende Reinhard Rade, der bald
vollmundige Erfolgsmeldungen über Ve rteilaktionen verbreitete. Die
Absicht der Partei, an der Vo l k s k a m m e rwahl im März 1990 teilzunehmen,
ließ sich jedoch nicht re a l i s i e ren. Das Parlament sprach im Februar ein
Betätigungsverbot aus und Schönhuber wurde mehrfach die Einreise in die
DDR verw e h rt. Ab August 1990 konnte die Partei in der DDR wieder poli-
tisch arbeiten und bereitete sogleich die Wahlen für die fünf neuen Land-
tage und für den ersten gesamtdeutschen Bundestag vor.

Auch die NPD wollte die Gunst der Stunde nutzen. Sie hatte schon früh
Kontakte zu ihrer vermeintlichen Schwesterpartei in der DDR, der Natio-
nal-Demokratischen Partei Deutschlands (NDPD), aufgenommen. Zu
Kooperationsbeziehungen kam es jedoch nicht. So gründete man – natür-
lich am 18. Januar (119. Jahrestag der Bismarckschen Reichsgründung) –
die Mitteldeutschen Nationaldemokraten (MND), die sich im August in
NPD umbenannten und im Oktober mit der West-NPD fusionierten (Ve re i-
n i g u n g s p a rteitag in Erf u rt 7.10.1990).

Die DVU führte zwar ebenfalls Flugblattaktionen in der DDR durch, nahm
sich mit dem Aufbau ihrer Organisation in Ostdeutschland aber Zeit. Im
M ä rz 1991 wurde der erste Landesverband (Berlin-Brandenburg) gegrün-
det und erst 1998 beteiligte sich die Fre y - P a rtei an Wahlen in den neuen
B u n d e s l ä n d e rn .

An den Landtagswahlen im Oktober 1990 und an der Bundestagswahl im
Dezember 1990 nahmen daher nur die Nationaldemokraten und die Re-
publikaner teil, allerdings ohne Erfolg (siehe Tabelle 10, S. 76 u. Tabelle 11,
S. 84 f.). Bei den Dezember- Wahlen brachten es die Republikaner im Osten
auf ganze 1,3 Prozent, im Westen immerhin auf 2,3 Prozent, und die NPD
e rreichte jeweils 0,3 Prozent. Die neuen Bundesbürger hatten sich als noch
weniger anfällig für großdeutsche Parolen erwiesen als die We s t d e u t s c h e n
(siehe Tabelle 9, S. 75).

Die Wahl wurde allgemein als Plebiszit über die deutsche Einheit gewert e t
und brachte den Parteien der Bonner Koalition einen überw ä l t i g e n d e n
E rfolg. Dies allein erklärte freilich nicht die geringe Resonanz der re c h t s-
e x t remistischen Parteien. Es kamen noch weitere Faktoren hinzu: Ta t s ä c h-
lich waren die Erfolgsmeldungen über den raschen organisatorischen Auf-
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bau im Osten stark übertrieben. Dies vermutlich auch deshalb, weil sie mit
i h rer Programmatik die Gefühle, Bedürfnisse und Interessen der Ostdeut-
schen völlig missverstanden hatten. DVU, NPD und REP traktierten sie
rücksichtslos mit ihren nationalistischen, revisionistischen und fre m d e n-
feindlichen We s t p a rolen, offenbar in der Hoffnung, dass die Ostdeutschen
der angeblich immer noch offenen „nationalen Frage“ aufgeschlossener
gegenüberstehen als die diesbezüglich scheinbar abgestumpften We s t-
deutschen. Die „Wi e d e rherstellung des Deutschen Reichs“, die „Kläru n g
der Frage der Ostgrenzen Deutschlands“, der „Ve rzicht auf Pommern und
Schlesien“ stellten aber auch in den neuen Bundesländern kein ern s t h a f-

7 3

Grafik 8: Die ideologische Struktur des re c h t s e x t remistischen Par-
t e i e n s p e k t rums in der Bundesrepublik seit 1990



tes Problem dar. Vielmehr herrschte – sieht man einmal von einzelnen
F u n k t i o n ä ren der Ve rtriebenenverbände ab – rundum Zufriedenheit da-
r ü b e r, dass die Nachkriegszeit nun endgültig vorüber, die Spaltung Euro-
pas überwunden war. Die völkerrechtliche Anerkennung der deutschen
O s t g renzen wurde als Preis der deutschen Einheit akzeptiert .

Die re c h t s e x t remistischen Parteien hatten die Stimmungslage der Nation
1990 also völlig verkannt und führten ihre Misserfolge bei Wahlen – wie
gehabt – auf strategische Fehler zurück. Daher bewirkte die deutsche Ein-
heit innerhalb des re c h t s e x t remistischen Lagers eine Ve r s c h ä rfung der
Strategiedebatte, die weitere Zersplitterung und Schwächung nach sich
zog und den organisatorischen Aufbau im Osten behindert e .

Schon bei den Landtagswahlen 1990 in Westdeutschland (Saarland, Nord-
rh e i n - Westfalen, Niedersachsen) konnten die re c h t s e x t remistischen Part e i-
en nicht an ihre Erfolge der Jahre 1987–89 anknüpfen. Die Republikaner
s c h e i t e rten selbst in ihrer Hochburg Bayern – wenn auch nur knapp – an
der Sperrklausel. In allen drei Parteien mehrten sich daher die Befürw o rt e r
einer „vereinigten Rechten“, die bald in immer heftigeren Konflikt mit den
Kräften gerieten, die auf der Autonomie ihrer Partei beharrt e n .

I n n e rhalb der Republikaner form i e rte sich eine Fraktion um den bayeri-
schen Landesvorsitzenden, Bundespre s s e s p recher und Abgeordneten des
E u ropaparlaments, Harald Neubauer, der auch schon der NPD und der
DVU angehört hatte und lange Zeit Mitarbeiter von Gerh a rd Frey gewesen
w a r. Sie strebte eine Zusammenarbeit mit anderen re c h t s e x t re m i s t i s c h e n
G ruppen, insbesondere mit NPD und DVU, an und verärg e rte dadurc h
S c h ö n h u b e r, der seine Machtposition gefährdet sah und daher eine „Säu-
b e rung“ der Partei von Rechtsextremisten ankündigte. Auf dem bere i t s
e rwähnten Parteitag in Ruhstorf (7./8.7.1990) konnte er sich gegen die
Opposition durchsetzen, die Führu n g s g remien mit seinen Anhängern
besetzen, einen Unvereinbarkeitsbeschluss mit (anderen) re c h t s e x t re m i s t i-
schen Organisationen durchsetzen und die tonangebenden Mitglieder der
N e u b a u e r-Fraktion aus der Partei drängen.

Diese nahmen Gespräche mit der NPD-Leitung auf, die zur Gründung des
Ve reins „Deutsche Allianz – Ve reinigte Rechte“ am 18. Januar 1991 (120.
J a h restag der Bismarckschen Reichsgründung) führten. Der Ve rein war als
G rundstock für eine breite Sammlungspartei gedacht, die die Fragmentie-
rung des deutschen Rechtsextremismus überwinden sollte. Beteiligt ware n
neben der Gruppe um Neubauer hochrangige NPD-Funktionäre, daru n t e r
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der Parteivorsitzende Mußgnug, der der NPD seit dem Rücktritt von Adolf
von Thadden im Jahr 1971 vorstand. Nach der Klage eines großen deut-
schen Ve r s i c h e ru n g s k o n z e rns erfolgte die Umbenennung in D e u t s c h e
Liga für Volk und Heimat ( D LVH), die sich Anfang Oktober 1991 als poli-
tische Partei konstituiert e .

7 5

Tabelle 9: ( Z w e i t - ) S t i m m e n e rgebnisse von DVU, NPD und REP bei
Bundestags- und Europawahlen in West- und Ost-
deutschland sowie in der Bundesrepublik insgesamt
1990–1999 (%)

P a rt e i We s t d e u t s c h l a n da ) O s t d e u t s c h l a n db ) BRD insgesamt
S t i m m e n v. H . S t i m m e n v. H . S t i m m e n v. H .

BTW 1990
D D Dc ) 6 7 2 0 , 0 3 3 7 0 , 0 1 . 0 0 9 0 , 0
N P D 1 2 2 . 5 6 4 0 , 3 2 3 . 2 1 2 0 , 3 1 4 5 . 7 7 6 0 , 3
R E P 8 7 1 . 7 7 3 2 , 3 1 1 5 . 4 9 6 1 , 3 9 8 7 . 2 6 9 2 , 1
I n s g e s . 9 9 5 . 0 0 9 2 , 6 1 3 9 . 0 4 5 1 , 6 1 . 1 3 4 . 0 5 4 2 , 4

EW 1994
N P D 5 8 . 5 1 7 0 , 2 1 8 . 7 2 0 0 , 3 7 7 . 2 3 7 0 , 2
R E P 1 . 1 7 2 . 3 4 5 4 , 2 2 1 4 . 7 1 8 3 , 0 1 . 3 8 7 . 0 6 3 3 , 9
I n s g e s . 1 . 2 3 0 . 8 6 2 4 , 4 2 3 3 . 4 3 8 3 , 3 1 . 4 6 4 . 3 0 0 4 , 1

BTW 1994
R E P 7 6 5 . 9 0 6 2 , 0 1 0 9 . 3 3 3 1 , 3 8 7 5 . 2 3 9 1 , 9

BTW 1998
D V U 3 3 4 . 3 4 1 0 , 8 2 6 6 . 8 5 1 2 , 8 6 0 1 . 1 9 2 1 , 2
N P D 5 8 . 5 7 0 0 , 1 6 8 . 0 0 1 0 , 7 1 2 6 . 5 7 1 0 , 3
R E P 7 6 4 . 8 4 3 1 , 9 1 4 1 . 5 4 0 1 , 5 9 0 6 . 3 8 3 1 , 8
I n s g e s . 1 . 1 5 7 . 7 5 4 2 , 9 4 7 6 . 3 9 2 5 , 0 1 . 6 3 4 . 1 4 6 3 , 3

EW 1999
N P D 5 5 . 4 2 6 0 , 3 5 2 . 2 3 6 0 , 9 1 0 7 . 6 6 2 0 , 4
R E P 3 5 5 . 9 1 4 1 , 7 1 0 5 . 1 2 4 1 , 9 4 6 1 . 0 3 8 1 , 7
I n s g e s . 4 1 1 . 3 4 0 1 , 9 1 5 7 . 3 6 0 2 , 8 5 6 8 . 7 0 0 2 , 1

a) Einschließlich Berlin-West. BTW Bundestagswahl.
b) Einschließlich Berlin-Ost. EW         Europawahl.
c) Bund der Deutschen Demokraten, REP-Abspaltung.
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Tabelle 10: ( Z w e i t - ) S t i m m e n e rgebnisse der NPD in den fünf neuen
B u n d e s l ä n d e rn 1990–1999

Wa h l Wa h l g e b i e t S t i m m e n v. H .

LTW 1990 M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 1 . 4 9 9 0 , 2
B r a n d e n b u rg 1 . 6 6 6 0 , 1
S a c h s e n - A n h a l t 1 . 9 2 4 0 , 1
T h ü r i n g e n 3 . 0 9 6 0 , 2
S a c h s e n 1 7 . 7 2 7 0 , 7

BTW 1990 BRD insges. 1 4 5 . 7 7 6 0 , 3
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 3 . 1 6 4 0 , 3
B r a n d e n b u rg 3 . 0 8 9 0 , 2
S a c h s e n - A n h a l t 2 . 7 0 4 0 , 2
T h ü r i n g e n 3 . 9 7 3 0 , 3
S a c h s e n 9 . 5 1 4 0 , 3

LTW 1994 M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 1 . 4 2 9 0 , 1

EW 1994 BRD insges. 7 7 . 2 2 7 0 , 2
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 2 . 4 6 3 0 , 3
B r a n d e n b u rg 2 . 2 8 2 0 , 3
S a c h s e n - A n h a l t 3 . 8 2 0 0 , 3
T h ü r i n g e n 3 . 4 9 1 0 , 3
S a c h s e n 5 . 7 6 0 0 , 2

LTW 1998 M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 1 1 . 5 3 1 1 , 1

BTW 1998 BRD insges. 1 2 6 . 5 7 1 0 , 3
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 1 0 . 6 5 3 1 , 0
B r a n d e n b u rg 1 1 . 6 4 6 0 , 8
S a c h s e n - A n h a l t 5 . 3 3 4 0 , 3
T h ü r i n g e n * –
S a c h s e n 3 4 . 4 8 5 1 , 2

EW 1999 BRD insges. 1 0 7 . 6 6 2 0 , 4
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 4 . 2 6 0 0 , 6
B r a n d e n b u rg 7 . 3 4 5 1 , 2
S a c h s e n - A n h a l t 7 . 3 6 3 0 , 7
T h ü r i n g e n 7 . 0 2 1 0 , 6
S a c h s e n 2 1 . 5 1 0 1 , 2

LTW 1999 B r a n d e n b u rg 8 . 1 3 7 0 , 7
S a c h s e n 2 9 . 5 9 3 1 , 4
T h ü r i n g e n 2 . 7 5 1 0 , 2

BTW Bundestagswahl, EW Europawahl, LTW Landtagswahl. * Nicht zugelassen.



D u rch Übertritte von Mandatsträgern der DVU und der Republikaner ver-
fügte die DLVH in den Landesparlamenten von Bremen (1991–93) und
Schleswig-Holstein (1993–96) sowie im Kölner Stadtrat (1991–93) über
eigene Abgeordnete. Bei der Landtagswahl in Baden-Würt t e m b e rg 1992
reichte es jedoch gerade einmal für 0,5 Prozent. Die NPD erreichte 0,9 Pro-
zent, die Republikaner 10,9 Prozent und 15 Mandate. Das Sammlungs-
u n t e rnehmen DLVH war – wie alle derartigen Projekte zuvor – gescheitert .
Im April 1996 beschloss der Bundesvorstand, die DLVH als Ve rein fort z u-
f ü h ren. Er trommelte nach wie vor für die organisatorische Einheit der
e x t rem rechten Parteien und initiierte dafür in den neuen Bundesländern
„Runde Ti s c h e “ .

I n n e rhalb der NPD waren die Aktivitäten von Mußgnug sehr umstritten.
Die Mehrheit der Partei sah die NPD als einzige, traditionsverhaftete und
k a m p f e r p robte nationale Opposition und wollte eher nach dem Motto
„klein aber fein“ als Kaderpartei mit der vermeintlich „richtigen“, eben
systemoppositionellen Linie überleben, als sich in die Fänge der als bür-
g e r l i c h - k o n s e rvativ und systemtreu verachteten Republikaner oder gar in
die des als Geschäftemacher geltenden Frey begeben. Mußgnug befürc h-
tete, dass diese Strategie in die Isolation führen und das endgültige Aus
bedeuten würde. Bei der Bundestagswahl 1990 hatte es die NPD nicht ein-
mal geschafft, die für die Part e i e n f i n a n z i e rung wichtige 0,5-Pro z e n t - H ü rd e
zu überwinden. Sie musste daher bereits erstattete Wahlkampfkosten von
über 800.000 DM zurückzahlen, was sie an den Rand des finanziellen
Ruins brachte. Da Mußgnug seine Partei nicht von der Notwendigkeit
einer umfassenden organisatorischen Kooperation überzeugen konnte,
trat er am 16. Dezember 1990 von seinem Amt als Part e i v o r s i t z e n d e r
z u r ü c k .

Die NPD befand sich wieder einmal in einer schweren Krise. Zudem waren
die Mitgliederzahlen insgesamt, trotz der Ausweitung auf Ostdeutschland,
rückläufig (siehe Grafik 6, S. 55). Auf dem Bundesparteitag im Juni 1991
kam es zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen beiden Positionen,
wobei Mußgnug und seine Anhänger der Gruppe um den dann zum neuen
Vorsitzenden gewählten Günter Deckert unterlagen. Deckert hegte in den
siebziger Jahren als Bundesvorsitzender der Jungen Nationaldemokratien
(JN), der Jugendorganisation der NPD, starke Sympathien für nationalrevo-
lutionäre Konzepte und war der Mentor der Überfremdungskampagne der
NPD Ende der siebziger Jahre. Er glaubte, die Partei durch die Konzentra-
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tion auf zwei Themenschwerpunkte aus ihrem Tief herausführen zu kön-
nen: Ausländer/Asyl und Geschichtsrevisionismus. Dies misslang jedoch. Die
NPD konnte sich im „Superwahljahr“ 1994 in Ostdeutschland nur an der
Europawahl (West: 0,2%, Ost: 0,3%) und an der Landtagswahl in Meck-
lenburg-Vorpommern (0,1%) beteiligen. Selbst in Sachsen, ihrer ostdeut-
schen „Hochburg“, verlor sie mit 0,2 Prozent bei der Europawahl 1994
gegenüber der Bundestagswahl 1990 (0,3%) und der Landtagswahl 1990
(0,7%). Zu einer Beteiligung an der Landtagswahl 1994 in Sachsen reichte
es nicht (siehe Tabelle 9, S. 75 und Tabelle 10, S. 76).

Die NPD verfügte 1991 über 15 Landesverbände, war also auch in allen
neuen Ländern organisatorisch präsent, wobei Berlin und Brandenburg
einen Verband bildeten. In Mecklenburg - Vo r p o m m e rn entwickelte sie sich
bald zur einzigen re c h t s e x t remistischen Partei mit mehr oder weniger akti-
ven Kreisverbänden. Anders in Brandenburg: Hier waren lange Zeit keine
funktionsfähigen Stru k t u ren und auch keine bemerkenswerten Aktivitäten
zu verzeichnen. Erst 1997 bildeten die Brandenburger Nationaldemokra-
ten einen eigenen Kreisverband innerhalb des Landesverbands Berlin-Bran-
d e n b u rg. Auch in Sachsen-Anhalt machte sich die Partei nur durch gele-
gentliche Stammtische bemerkbar.

H o c h b u rg der NPD ist Sachsen. Dort wurde der Landesverband Anfang
September 1990 von den Mitteldeutschen Nationaldemokraten (MND),
die sich gerade in NPD umbenannt hatten, ins Leben gerufen. Der bis
1996 amtierende Landesvorsitzende Torsten Keil entfaltete vielfältige Akti-
vitäten und konnte den Verband durch Kooperation mit Neonazis und
schwach org a n i s i e rten re c h t s e x t remistischen Gru p p i e rungen Schritt für
Schritt ausbauen. Den 250 Part e i m i t g l i e d e rn gelang es 1994 jedoch nicht,
die notwendigen Unterstützerunterschriften für eine Teilnahme an der
Landtagswahl beizubringen (das gelang nur in Mecklenburg - Vo r p o m-
m e rn). Seit 1995 steigt der Organisationsgrad in Sachsen aber beständig
an. Heute bildet die NPD in Sachsen den stärksten Landesverband von
allen re c h t s e x t remistischen Parteien und auch den stärksten Landesver-
band innerhalb der NPD. In Thüringen kam der organisatorische Aufbau
unter dem Landesvorsitzenden Frank Golkowski zunächst nur schleppend
voran. Noch 1995 fanden kaum öffentlichkeitswirksame Aktionen statt.
Ein Jahr später wurde der Verband organisatorisch gestrafft und führt e
einige Veranstaltungen durch. 1997 konnten dann infolge der anhalten-
den Inaktivität und der Richtungskämpfe innerhalb der Republikaner eini-
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ge neue Mitglieder gewonnen und neue Kreisverbände gegründet wer-
d e n .

I n n e rhalb des Bundesverbands geriet der Parteivorsitzende Deckert mit sei-
ner Revisionismuskampagne bald in Konflikt mit dem Strafrecht. Anfang
Oktober 1995 wurde er wegen Vo l k s v e rhetzung und Aufstachelung zum
Rassenhass zu zwei Jahren Haft ohne Bewährung veru rteilt. Sein selbst-
h e rrlicher Führungsstil und finanzielle Unregelmäßigkeiten brachten ihn
auch in Konflikt mit dem Parteipräsidium, das ihn Anfang Oktober 1995
absetzte. Die Partei befand sich wieder einmal am Rande der Spaltung.
Auf einem Sonderparteitag im März 1996 in Bad Dürkheim (Rheinland-
Pfalz) siegte der bayerische Landeschef Udo Voigt bei der Wahl zum Bun-
desvorsitzenden mit 88 Stimmen knapp über den nicht anwesenden
( i n h a f t i e rten) Deckert (83 Stimmen). Er leitete eine programmatische Neu-
o r i e n t i e rung ein und legte damit den Grundstein für org a n i s a t o r i s c h e
E rfolge, gerade auch in Ostdeutschland.

Nach der Abspaltung der Neubauer-Fraktion war innerhalb der Republika-
ner vorübergehend Ruhe eingekehrt. Schönhuber hatte die Spitzengre m i-
en mit Personen besetzt, die keinen re c h t s e x t remistischen Hinterg ru n d
aufwiesen und beabsichtigte, seine Partei in re c h t s k o n s e rvatives Fahrw a s-
ser und damit auf Distanz zu DVU und NPD zu bringen. Als typischer
Repräsentant dieses Kurses galt sein Stellvert re t e r, der Stuttgarter Rechts-
anwalt Dr. Rolf Schliere r, ein junger Mann (Jahrgang 1955), der für die
M o d e rn i s i e rung und Intellektualisierung der Partei eintrat. Er sah die Re-
publikaner als systemtreue, nationalkonservative Partei, die der CDU/CSU
als potenzieller Bündnispartner zur Ve rfügung stehen sollte. Nach mage-
ren Resultaten bei den Landeswahlen in Bremen 1991 und Schleswig-Hol-
stein 1992 (die DVU machte jeweils das Rennen: 6,2% und 6 Mandate in
der Hansestadt; 6,3% und ebenfalls 6 Mandate im Nordstaat) gelang
S c h l i e rer in Baden-Würt t e m b e rg 1992 mit 10,9 Prozent und 15 Mandaten
das bislang beste Wa h l e rgebnis einer re c h t s e x t remistischen Partei im
Nachkriegsdeutschland (schon 1968 hatte die NPD im Südweststaat her-
v o rragende 9,8% und 12 Mandate eingefahren). Baden-Würt t e m b e rg ist
nach Bayern der zweitstärkste Landesverband der Republikaner. Beide Ve r-
bände org a n i s i e ren rund 40 Prozent aller Part e i m i t g l i e d e r.

Die Situation der Republikaner in den neuen Bundesländern war stark
d u rch den Westen geprägt. Da die Partei dort vor allem mit sich selbst
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beschäftigt war, kam der Aufbau im Osten nicht voran. In Mecklenburg -
Vo r p o m m e rn spielte sie angesichts von Mitgliederverlusten und innere n
S t reitigkeiten keine Rolle, und auch in Brandenburg herrschten org a n i s a-
torische Schwäche und Inaktivität vor. In Sachsen-Anhalt sprach der vor-
malige Landesvorsitzende Dr. Birkholz von einer „Ein-Mann-Partei“. Dies
sollte sich vorübergehend etwas ändern, als Dr. Rudolf Krause im Juli 1993
den Landesvorsitz übernahm. Er war 1990 auf der CDU-Liste in den Bun-
destag gelangt und war nicht ohne Einfluss im Bundesverband. Aber auch
er konnte nicht verh i n d e rn, dass die Anzahl der Mitglieder kontinuierlich
abschmolz. 1998 wechselte ein Großteil davon zur DVU, darunter auch
K r a u s e .

In Sachsen wurde der Landesverband seit Mai 1993 von dem ehemaligen
SED-Mitglied Prof. Dr. Günter Bern a rd geleitet, was bald zu Auseinander-
setzungen zwischen einem „braunen“ und einem „roten“ Lager führt e .
B e rn a rd behielt zunächst die Oberhand, wurde dann aber im Mai 1995
d u rch Frank Rohleder abgelöst. Obwohl die Republikaner auf stattliche
M i t g l i e d e rzahlen verweisen konnten, war doch nur ein kleiner Kern poli-
tisch aktiv. Dies galt auch für Thüringen, wo sich die Konflikte in der Bun-
d e s o rganisation besonders lähmend auswirkten. Als Mitglieder- und Wa h l-
p a rtei waren die Republikaner in den neuen Ländern (formal existiert e
überall ein Landesverband) im Ve rgleich zu den anderen re c h t s e x t re m i s t i-
schen Gruppen bis 1996/97 durchaus erf o l g reich, hinsichtlich ihrer Präsenz
im politischen Alltag waren sie jedoch fast genauso bedeutungslos wie die
DVU. Allerdings aus anderen Gründen, wie sich zeigen wird .

Die Hamburger Wahl 1993 off e n b a rte wieder einmal die Folgen der Zer-
strittenheit des Rechtsextremismus: Republikaner und DVU erreichten ge-
meinsam 7,6 Prozent der Stimmen, aber keine der beiden Parteien ver-
mochte es, alleine die Fünf-Pro z e n t - H ü rde zu überwinden. Die Republika-
ner verfehlten sie um nur 0,2 Prozentpunkte. 

Dass die Schönhuber- P a rtei im „Superwahljahr“ 1994 keine Erfolge auf-
weisen konnte, lag vor allem an den veränderten Rahmenbedingungen.
Grafik 9 zeigt die Erf o l g s k u rve der Republikaner seit 1989: Dem steilen
Aufstieg folgte einigungsbedingt ein tiefer Fall. Erst Anfang 1992 ging es
wieder aufwärts. Bei der „Sonntagsfrage“ pendelten die Republikaner
nun um die 5 Prozent, was für eine re c h t s e x t remistische Partei Anlass für
Optimismus bedeutet. Denn bei Meinungsumfragen bekennen sich viele
Menschen nicht zu ihren Sympathien für re c h t s e x t remistische Part e i e n .
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Wenn beispielsweise fünf Prozent gemessen werden, dürften es in Wi r k-
lichkeit sechs oder gar sieben Prozent sein.

Wenn wir die Zeitspanne vom Frühjahr 1992 bis zum Herbst 1994 genau-
er betrachten und dabei auch den Ost-West-Unterschied berücksichtigen
(siehe Grafik 10), dann zeigt sich zweierlei: Erstens fanden die Republika-
ner zunächst im Westen deutlich mehr Zuspruch als im Osten. Zweitens ist
der Trend abschüssig, und zwar in West und Ost. Beide Kurven nähern sich
a l l e rdings an. Die We s t - O s t - D i ff e renz wurde mit sinkenden Befragungs-
e rgebnissen geringer. Diese Entwicklung setzte sich nach 1994 fort und
mündete 1998 in eine Umkehr der Stärkeverhältnisse in West- und Ost-
d e u t s c h l a n d .

Grafik 11 beantwortet die Frage, warum der Trend 1992–94 abschüssig
war: Bis zum Sommer 1993 bildeten Ausländer und Asylbewerber in den
Augen der Bevölkerung das größte Problem in der Bundesrepublik. Dann
verabschiedete der Bundestag den umstrittenen Asylkompromiss. Die Zahl
der Asylbewerber sank fortan deutlich und im September 1993 verd r ä n g-
te die Arbeitslosigkeit das Ausländer- bzw. Asylthema von Platz eins der
P roblemliste. Den Republikanern wurde zwar eine gewisse Kompetenz für
die Lösung des Ausländer- / A s y l p roblems zugesprochen, nicht aber für die
Beseitigung der Arbeitslosigkeit.
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Grafik 9: REP-Anhänger Februar 1989 bis Juni 1994 in der
B u n d e s republik (vor 1990 nur We s t d e u t s c h l a n d )

Quelle: Emnid/Der Spiegel: Sonntagsfrage (Prozent).
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Grafik 10: REP-Anhänger März 1992 bis September 1994
Ve rgleich Wahlgebiete West und Ost

Quelle: Politbarometer FGW: Sonntagsfrage (Prozent; Juli bzw. August jeweils nicht angege-
ben).

Grafik 11: REP-Anhänger und Problempriorität „Ausländer/Asyl“
(A/A) 1993/94 (nur We s t d e u t s c h l a n d )

Quelle: Politbarometer FGW: Sonntagsfrage (Prozent; Juli bzw. August jeweils nicht angege-
ben).



Die Selbstdarstellung der Republikaner als verf a s s u n g s t reue Partei wirkte
sich auch nicht positiv auf ihr Image aus: Seit Dezember 1992 wurde sie
bundesweit von den Ve rf a s s u n g s s c h u t z b e h ö rden observ i e rt, die rassisti-
sche Gewaltwelle, die ihren Höhepunkt 1992/93 hatte (siehe dazu Kapitel
5), wurde auch der fremdenfeindlichen Polemik der Republikaner angelas-
tet, und 1994 verließen einige führende Funktionäre mit großem Medien-
echo die Partei (die Bundesschriftführerin, der Bundesorg a n i s a t i o n s l e i t e r,
der Pre s s e s p recher der Landtagsfraktion in Baden-Würt t e m b e rg). Sie kri-
t i s i e rten, dass die Republikaner eine „Führe r p a rtei“ und von Rechtsextre-
misten unterw a n d e rt seien. Tatsächlich war die von Schönhuber 1990
angekündigte Säuberung nur halbherzig und zumeist auch nur auf der
Bundesebene durc h g e f ü h rt worden. Auch sind danach offenbar immer
wieder re c h t s e x t reme Kräfte eingesickert .

Bei der Europawahl im Juni 1994 verfehlte die Partei den Wi e d e reinzug in
das europäische Parlament. 1989 hatte sie mit 7,1 Prozent der Stimmen
sechs Mandate erhalten, 1994 erreichte sie nur noch 3,9 Prozent (4,2% im
Westen und 3,0% im Osten). In den neuen Bundesländern schnitt sie am
besten in Sachsen ab (3,5%), es folgten Thüringen und Sachsen-Anhalt
(siehe Tabelle 11, S. 84 f.). Die Enttäuschung war sehr groß und ließ
Schönhuber zu der Einsicht gelangen, dass sein Autonomiekurs geschei-
t e rt war. Er war nun zur Kooperation mit der DVU bereit. Beide Part e i v o r-
sitzenden veröffentlichten im August eine gemeinsame Erklärung, wonach
sie ihre Feindseligkeiten einstellen und bei Wahlen kooperieren wollten.

Schönhuber fühlte sich durch die folgenden Wa h l e rgebnisse des Jahre s
1994 bestätigt. Bei der bayerischen Landtagswahl sackten die Republika-
ner gegenüber der Vo rwahl 1990 von 4,9 Prozent auf 3,9 Prozent ab. Und
bei der Bundestagswahl 1994 schnitten sie mit 1,9 Prozent noch schlech-
ter ab als bei der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl 1990 (2,1%),
wo die Partei unter besonders schlechten Rahmenbedingungen angetre-
ten war. In den ostdeutschen Ländern betrug ihr Stimmenanteil 1,3 Pro-
zent, in den westdeutschen immerhin 2,0 Prozent. Die besten Resultate im
Osten wurden wiederum in Sachsen und Thüringen erre i c h t .

Die überraschende Kooperation zwischen Schönhuber und Frey stieß inner-
halb der Republikaner auf große Kritik. Vor allem Schlierer fühlte sich über-
gangen und ausgehebelt. Im Oktober 1994 beschloss der Part e i v o r s t a n d ,
Schönhuber seines Amtes zu entheben. Dieser Beschluss erwies sich als
rechtswidrig und musste zurückgenommen werden. Daraufhin enthob ihn
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Tabelle 11: ( Z w e i t - ) S t i m m e n e rgebnisse der Republikaner in den
fünf neuen Bundesländern 1990–1999

Wa h l Wa h l g e b i e t S t i m m e n v. H .

LTW 1990 M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 7 . 6 4 0 0 , 9
B r a n d e n b u rg 1 4 . 6 3 1 1 , 1
S a c h s e n - A n h a l t 8 . 9 9 2 0 , 6
T h ü r i n g e n 1 1 . 7 1 2 0 , 8
S a c h s e n * –

BTW 1990 BRD insges. 9 8 7 . 2 6 9 2 , 1
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 1 4 . 1 4 6 1 , 4
B r a n d e n b u rg 2 3 . 5 0 4 1 , 7
S a c h s e n - A n h a l t 1 5 . 1 9 7 1 , 0
T h ü r i n g e n 1 7 . 9 6 9 1 , 2
S a c h s e n 3 3 . 6 0 5 1 , 2

LTW 1994 M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 9 . 9 7 4 1 , 0
B r a n d e n b u rg 1 2 . 1 4 0 1 , 1
S a c h s e n - A n h a l t 1 5 . 4 7 8 1 , 4
T h ü r i n g e n 1 8 . 2 9 8 1 , 3
S a c h s e n 2 6 . 1 7 7 1 , 3

EW 1994 BRD insges. 1 . 3 8 7 . 0 7 0 3 , 9
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 2 1 . 5 9 6 2 , 6
B r a n d e n b u rg 1 8 . 3 4 8 2 , 3
S a c h s e n - A n h a l t 3 7 . 9 8 9 2 , 8
T h ü r i n g e n 3 9 . 5 4 3 2 , 9
S a c h s e n 8 4 . 3 3 4 3 , 5

BTW 1994 BRD insges. 8 7 5 . 2 3 9 1 , 9
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 1 1 . 5 7 7 1 , 2
B r a n d e n b u rg 1 5 . 2 2 0 1 , 1
S a c h s e n - A n h a l t 1 4 . 6 4 1 1 , 0
T h ü r i n g e n 1 9 . 7 5 3 1 , 4
S a c h s e n 35 483 1 , 4

LTW 1998 M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 5 . 8 0 9 0 , 5
S a c h s e n - A n h a l t 1 0 . 2 3 9 0 , 7



das bayerische Landesschiedsgericht erneut seines Amtes, was dieser
zunächst nicht re s p e k t i e rte. Auf dem Bundesparteitag in Sindelfingen
(17./18.12.1994) erklärte er dann aber, für eine erneute Kandidatur nicht
zur Ve rfügung zu stehen. Die Delegierten wählten Schlierer zwar zu seinem
N a c h f o l g e r, stellten ihm aber zwei Stellvert reter an die Seite, die beide eine
Kooperation mit den übrigen re c h t s e x t remistischen Parteien favorisiert e n :
den Landesvorsitzenden von Sachsen-Anhalt, Rudolf Krause, sowie Otmar
Wallner aus Bayern. Obwohl Schönhuber die Partei ein Jahr später verließ,
bildeten seine Anhänger doch nach wie vor eine einflussreiche Kraft inner-
halb der Part e i .

Die folgenden Landtagswahlen brachten den Republikanern stets Stim-
meneinbußen. Allerdings konnten sie in Baden-Würt t e m b e rg 1996 ihre
Position halten: Mit 9,1 Prozent und 14 Mandaten rückten sie wieder in
den Landtag ein und erhielten 4,5 Millionen DM Wa h l k a m p f k o s t e n e r s t a t-
tung, wodurch die innerparteiliche Position von Schlierer gestärkt wurd e .

Dass sich die DVU in West und Ost organisatorisch durch besondere Inak-
tivität herv o rtat, kann nicht verw u n d e rn. Wie schon an anderer Stelle
e rwähnt, stellt die DVU aus organisationssoziologischer Sicht überh a u p t
keine Partei dar. Sie ist ein Instrument ihres Mentors zur Realisierung sei-
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BTW Bundestagswahl, EW Europawahl, LTW Landtagswahl. * Nicht zugelassen.

Wa h l Wa h l g e b i e t S t i m m e n v. H .

BTW 1998 BRD insges. 9 0 6 . 3 8 3 1 , 8
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 6 . 1 7 2 0 , 6
B r a n d e n b u rg 2 5 . 6 0 2 1 , 7
S a c h s e n - A n h a l t 9 . 0 5 5 0 , 6
T h ü r i n g e n 2 5 . 2 5 8 1 , 6
S a c h s e n 5 5 . 1 2 9 1 , 9

EW 1999 BRD insges. 4 6 1 . 0 3 8 1 , 7
M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn 7 . 9 2 6 1 , 2
B r a n d e n b u rg 9 . 7 1 1 1 , 6
S a c h s e n - A n h a l t 1 2 . 9 7 1 1 , 3
T h ü r i n g e n 2 0 . 9 5 3 1 , 9
S a c h s e n 4 6 . 5 3 2 2 , 5

LTW 1999 T h ü r i n g e n 8 . 7 6 6 0 , 8
S a c h s e n 3 2 . 7 9 3 1 , 5



ner Geschäftsinteressen. Daher wird sie von seiner Konzernzentrale in
München aus zentralistisch gesteuert. Die Mitglieder sind passive Bei-
t r a g s z a h l e r, deren Aufgabe darin besteht, die Publikationen Freys zu abon-
n i e ren und seine Produkte zu erwerben. Die Landesverbände dürfen nur
von der Zentrale genehmigte Aktivitäten durc h f ü h ren und müssen alle Ein-
nahmen in München abliefern. Damit wird jedes innerparteiliche Leben im
Keim erstickt, was allerdings auch beabsichtigt ist. Denn so muss sich Fre y
nicht mit unliebsamen Landes- oder Kreisverbänden auseinander setzen
und er muss nicht befürchten, dass ihm seine Führu n g s rolle streitig ge-
macht wird. Frey finanziert die Partei durch Kredite (1996 musste die DVU
über 400.000 DM Zinsen an ihren Vorsitzenden bezahlen). Da das bun-
desdeutsche Part e i e n recht ein Minimum an innerparteilicher Demokratie,
vor allem bei Wahlen und bei der Aufstellung von Kandidaten, ford e rt, ist
F rey gezwungen, gelegentlich Parteitage abzuhalten. Der Ve rf a s s u n g s-
schutzbericht 1997 des Freistaats Thüringen berichtet über den gemeinsa-
men(!) Parteitag der Landesverbände Hessen und Thüringen am 1. Febru-
ar 1997 in der Nähe von Bad Neustadt/Saale:

„Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand die ,Wahl’ der neuen Lan -
desvorstände. Unter der Leitung von Dr. Frey persönlich wurde sie in
sehr ,unkonventioneller’ Weise abgehalten. Die Kandidaten ,schlug’
der Bundesvorsitzende mündlich mit Angabe des vorg e s e h e n e n
Amtes ,vor‘. Der Kreis der Wähler ließ sich durch Intere s s e n t e n
e rw e i t e rn. Die Stimmzettel wurden handschriftlich ergänzt bzw. mit
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Grafik 12: Mitgliederentwicklung der DVU 1987–1999

Quelle: BMI.



den Namen der Gewählten beschriftet. Das Ergebnis der Stimmen -
auszählung wurde nicht bekannt gegeben. Die von ihm vorg e s c h l a -
genen Kandidaten wurden lt. Mitteilung Dr. Freys durch die ,Wa h l ’
b e s t ä t i g t . “

Auf ähnliche Weise wurde die Partei offenbar mit Mitgliedern aufgefüllt:
Zunächst bestanden die 1971 gegründete DVU e.V. und die 1987 gegrün-
dete Partei DVU-Liste D nebeneinander. 1988 wurde dann die Satzung des
Ve reins geändert: Alle Ve reinsmitglieder wurden Mitglied der Partei, sofern
sie älter als 16 Jahre waren und keinen Wi d e r s p ruch einlegten. Daher
schnellte die Mitgliederzahl der Partei – seit 1991 lautet ihr Name nur noch
DVU – von 1988 auf 1989 steil empor (siehe Grafik 12).

Dass die DVU ihre Wahlkämpfe von München aus führt, zumeist nicht mit
Veranstaltungen präsent ist und ihre Kandidaten nur ausnahmsweise in
der Öffentlichkeit präsentiert, liegt ganz im Sinne der Konzern s t r a t e g i e ,
die auf direct mailing, Flugblätter und Plakate setzt. Vor allem die millio-
nenfachen postalischen Aussendungen dienen auch dazu, Käufer für die
P rodukte des Konzerns zu finden. Daher trifft die Bezeichnung „Phan-
t o m p a rtei“ durchaus auf die DVU zu.

In das vereinigte Deutschland begab sich die DVU mit großen Finanzpro b-
lemen. In den Europawahlkampf hatte sie nach eigenen Angaben 18 Mil-
lionen DM investiert, aber nur 3,6 Millionen als Wa h l k a m p f k o s t e n e r s t a t-
tung zurückerhalten. Auf diese Fehlinvestition ist die Entscheidung zurück-
z u f ü h ren, die Beitragshoheit allein dem Bundesvorstand zuzuordnen. An
der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl beteiligte sich die Part e i
nicht. Absprachegemäß waren die Nationaldemokraten am Zuge. Damit
hatte sich die Zusammenarbeit zwischen beiden Parteien praktisch über-
lebt. Bei der Wahl zur Bremer Bürgerschaft 1991 schnitt die DVU noch
besser ab als vier Jahre zuvor: 6,2 Prozent und sechs Mandate, davon zwei
für NPD-Funktionäre. Ein Jahr später brachte es die DVU in Schleswig-Hol-
stein auf 6,3 Prozent und ebenfalls sechs Mandate. 1993 musste sie sich
bei der Wahl zur Bürgerschaft in Hamburg mit 2,8 Prozent abfinden,
w ä h rend die Republikaner – darauf wurde schon hingewiesen – mit 4,8
P rozent knapp den Sprung über die Fünf-Pro z e n t - H ü rde verf e h l t e n .

F o rtan verzichtete die DVU auf Wahlteilnahmen, jedenfalls an den Wa h l e n
des „Superwahljahrs“ 1994. 1994 setzte auch der Mitgliederrückgang bei
der Partei ein. Die Gesamtauflage der Wochenzeitungen des Fre y - K o n-
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z e rns war bereits seit 1990 rückläufig (Gesamtauflage 1987: 93.000
E x e m p l a re, 1990: 83.000, 1993: 80.000, 1994: 67.000). 1995, 1996 und
1997 trat die Partei wieder in den drei nördlichen Bundesländern an,
wobei sie ihre parlamentarische Repräsentanz in Bremen und Schleswig-
Holstein nach Finanzskandalen verlor und in Hamburg mit 4,9 Prozent fast
in die Bürgerschaft eingezogen wäre (siehe Tabelle 6, S. 56 ff.). Die DVU
hat nie den Versuch unternommen, in der Mitte oder gar im Süden We s t-
deutschlands an einer Landtagswahl teilzunehmen. In der bayerischen Par-
teizentrale war man offenbar der Auffassung, dass die deutschnationale
Botschaft der Partei im protestantischen Norden besser ankommt als im
eher katholisch-konservativen Süden. Außerdem stand Frey immer im Ve r-
dacht, heimlich mit der CSU zu sympathisiere n .

Die Ausweitung der DVU auf Ostdeutschland vollzog sich keineswegs
p roblemlos. 1991 bestanden dort die Landesverbände Berlin-Branden-
b u rg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen. In Mecklenburg - Vo r p o m-
m e rn konnte nach vergeblichen Versuchen erst 1992 ein Verband gegrün-
det werden. Dieser machte aber ebenso wenig durch öffentliche Auftritte
von sich reden wie die Kameraden in Berlin-Brandenburg, die zwi-
schenzeitlich (1993–95) organisatorisch getrennt waren, wobei der Vo r s i t-
zende des Brandenburger Landesverbands in Schleswig-Holstein wohnte.
N e n n e n s w e rte Aktivitäten entfaltete die DVU auch in Sachsen-Anhalt
nicht. Es ist nur bekannt geworden, dass der erste (kommissarische) Vo r-
sitzende des im Oktober 1991 gegründeten Verbands, der Thüringer Dr.
Dieter Haubach, ständig Streit mit der Münchner Zentrale hatte. In Sach-
sen wurde 1996 der Versuch unternommen, die schlummernde Part e i o r-
ganisation durch öffentlich (in der Fre y - P resse) angekündigte Stammtische
zu re v i t a l i s i e ren. 1997 bekam der Landesverband einen Vorsitzenden aus
B a y e rn gestellt, der seine Partei aber auch nicht gegen die hoch vitale NPD
p ro f i l i e ren konnte. Für Thüringen meldete der Ve rfassungsschutz perm a-
nent Inaktivität.

Neonazistische Org a n i s a t i o n e n

Wesentlich aktiver und öffentlichkeitswirksamer als die Wa h l p a rt e i e n
w a ren die kleinen militanten neonazistischen Gruppen aus dem We s t e n ,
die sofort nach der Öffnung der Mauer Kontakt zu Gleichgesinnten in der
DDR suchten. Dabei handelte es sich vor allem um den Kreis um Michael
Kühnen (Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front, GdNF), die von
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Meinolf Schönborn geführte, 1985 entstandene Nationalistische Front (NF)
und die Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP) unter Leitung von Fried-
helm Busse. Anders als die Deutschnationalen waren sie bemüht, an
re c h t s e x t remen Subkulturen in der DDR (Skinheads, Faschos, Hooligans)
anzuknüpfen und sich möglichst auf deren Mentalität einzulassen. Dabei
kam ihnen zugute, dass sie auf entsprechende Erf a h rungen bezüglich der
Zusammenarbeit mit derartigen Gruppen im Westen zurückgreifen konn-
ten und, anders als die „legalistische“ Konkurrenz im re c h t s e x t re m i s-
tischen Lager, über reichhaltige praktische Kenntnisse in der Durc h f ü h ru n g
von „We h r s p o rt“- und paramilitärischen Übungen sowie im Umgang mit
Polizei und Ve rfassungsschutz verfügten. 

Auch die Neonazis waren aus ideologischen und personellen Gründen zer-
s p l i t t e rt. Die GdNF sah sich in der re v o l u t i o n ä ren Tradition der SA Ern s t
Röhms, der nach der „Machterg reifung“ in Opposition zu Hitler geriet.
W ä h rend dieser 1933 das Ende der nationalsozialistischen Revolution ver-
kündete, ford e rte Röhm eine „zweite Revolution“, um die SA zum Kern
einer nationalsozialistischen Armee zu machen. 1934 ließ Hitler ihn und
a n d e re unliebsame Gegner erm o rden. Gleichwohl war der im April 1991
an Aids gestorbene Kühnen Hitler- Ve re h rer und befand sich daher in Geg-
nerschaft zu Neonazis, die Hitler vorw a rfen, die nationalsozialistische
Revolution durch das Bündnis mit dem Großkapital verraten zu haben, und
daher eine nationalre v o l u t i o n ä re, sozialistische Position in der Tradition der
linken NSDAP (Gebrüder Strasser) vertraten (z.B. Schönborn). Andere Neo-
nazis, wie beispielsweise Busse, knüpften unmittelbar an Hitler an, legten
aber dennoch einen Schwerpunkt auf die soziale Frage.

Ü b e reinstimmend lehnten die neonazistischen Organisationen Demokratie
und Menschenrechte ab, pro p a g i e rten einen autoritären (Führe r-)Staat auf
rassistischer Grundlage und befürw o rteten, praktizierten oder toleriert e n
Gewalt zur Durchsetzung ihrer Ziele.

In den neuen Ländern waren vor allem folgende Organisationen aktiv:

● Aus der Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front (GdNF) erw u c h s e n
im März 1989 die zunächst vor allem in Hamburg aktive Nationale Liste
(NL) und im Mai 1989 die Deutsche Alternative (DA), die sofort nach
dem Fall der Mauer entsprechend Kühnens „Arbeitsplan Ost“ in Ost-
deutschland, insbesondere in Brandenburg, tätig wurden. Aktionszen-
t rum der von Frank Hübner geleiteten, rund 350 Mitglieder starken DA
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war Cottbus. Der Bundesinnenminister verbot die DA im Dezember
1992. Hübner trat 1993 bei den Kommunalwahlen in Brandenburg auf
einer Liste der DLVH zur Oberbürg e rm e i s t e rwahl in Cottbus an und
e rreichte immerhin 1.356 Stimmen (2,5%).

● Die von Christian Wo rch (nach Kühnens Tod de facto sein Nachfolger;
die GdNF schlief aber bald ein) geleitete Nationale Liste (NL) konzen-
t r i e rte sich seit 1992 auf die „Anti-Antifa“-Kampagne, auf die systema-
tisch angelegte Bekämpfung der politischen Gegner (zumeist von links),
und zwar mit jenen Methoden, derer sich die Antifa-Gruppen seit lan-
gem bedienten. Diese Kampagne diente auch dazu, org a n i s a t i o n s ü b e r-
g reifende Aktivitäten zu planen und durc h z u f ü h ren. 1994 engagiert e n
sich rund 200 Personen aus verschiedenen re c h t s e x t remistischen Org a-
nisationen in der Anti-Antifa, observ i e rten, arc h i v i e rten, legten Kart e i e n
b z w. Dateien an und tauschten Informationen aus. Dabei kooperiert e
man eng mit der H i l f s o rganisation für nationale politische Gefan-
gene und deren Angehörige (HNG), der mitgliederstärksten (in Ost-
deutschland aber kaum vert retenen) neonazistischen Organisation in
Deutschland (1999: 500 Mitglieder). Als überregionales Mitteilungsblatt
der Anti-Antifa diente „Der Einblick“. Im August 1993 stellte der Ham-
b u rger Senat einen Verbotsantrag für die NL beim Bundesverf a s s u n g s-
gericht, das ihre Parteieigenschaft jedoch (wie auch die der FAP; siehe
unten) verneinte. Damit war der Weg frei für ein Verbot der rund 30
Personen umfassenden Organisation durch die Hamburger Innenbehör-
de nach dem Ve reinsgesetz (Februar 1995).

● Im Februar 1990 gründeten DA-Mitglieder mit Unterstützung der NL in
Ost-Berlin die Nationale Alternative (NA), die zunächst von Frank Lutz
( Vorsitzender), André Riechert und Ingo Hasselbach (der sich später vom
Neonazismus lossagte) angeführt wurde. Sie re k ru t i e rte sich überw i e-
gend aus der Ost-Berliner Neonazi- und Skinheadszene und bildete
1990/91 wohl die mitgliederstärkste neonazistische Organisation in Ost-
deutschland. In dem „besetzten“ Haus Weitlingstraße 122 richtete sie
medienwirksam ein „Nationales Kommunikationszentrum“ ein, in dem
Kameraden aus der österreichischen Vo l k s t reuen Außerparlamentari-
schen Opposition (VAPO), wie Günter Reinthaler oder Gottfried Küssel,
ein- und ausgingen. Das Präsidium der Volkskammer der DDR re g i s-
t r i e rte die NA als politische Partei, die später allerdings von der Te i l n a h-
me an den Kommunalwahlen in der DDR im Mai 1990 ausgeschlossen
w u rde. An der Berliner Abgeordnetenhauswahl beteiligte sich die Part e i
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nur mit einem Direktkandidaten in Lichtenberg (Oliver Schweigert) und
bei den Wahlen zu den Bezirksvero rdnetenversammlungen 1992 kandi-
d i e rte der Parteivorsitzende Schweigert im Rahmen der Wähler-
gemeinschaft Wir sind das Vo l k (WSDV) (siehe dazu weiter unten).
Seit 1993 ist die Organisation inaktiv. 

● Die zuletzt 130 Mitglieder starke Nationalistische Front (NF) war
hauptsächlich in Westdeutschland aktiv, verfügte aber auch über einige
Anhänger in den neuen Bundesländern und führte dort Aktionen durc h .
Sie wurde im November 1992 vom Bundesinnenminister verboten.
Zuvor hatte sie sich in zwei Gruppen gespalten: Die Anhänger Schön-
b o rns planten für den militanten Straßenkampf ein „Nationales Ein-
satzkommando“, was die Gruppe um Andreas Pohl ablehnte.

● Noch vor dem Verbot der NF, im Juli 1992, gründeten Anhänger der
O rganisation (zumeist des Pohl-Flügels) im Raum Berlin-Brandenburg
das F ö rd e rwerk Mitteldeutsche Jugend (FMJ) als „Massenorg a n i s a-
tion“ der NF, die selbst als Kadero rganisation dienen sollte. Nach dem
Verbot der NF beschloss das FMJ im Juni 1993 die Selbstauflösung, um
einem Verbot zuvorzukommen, und setzte seine Arbeit als D i re k t e
Aktion/Mitteldeutschland (JF) fort. Auch die JF erklärte aus demsel-
ben Grund im Januar 1994 ihre Selbstauflösung, setzte ihre politische
Arbeit jedoch in kleinen Zirkeln fort. Daher wurde sie im Mai 1995 vom
Innenminister Brandenburgs verboten (zuletzt 70 Mitglieder).

● Die F reiheitliche Deutsche Arbeiterpartei ( FAP) geriet 1990 durc h
das Ausscheiden des Mosler-Flügels in Turbulenzen. Mosler hatte 1988
die Kandidatur von Busse zum Parteivorsitzenden unterstützt, sich mit
ihm dann aber (wohl eher aus persönlichen Gründen) überw o rfen. Die
o rganisatorischen Anstrengungen von Busse in den neuen Bundeslän-
d e rn machten sich 1992/93 bezahlt. Die FAP konnte insbesondere in
Berlin und Brandenburg neue Anhänger gewinnen und ihre Mitglieder-
zahl von 150 (1991) auf 430 (1993) steigern. Im September 1993 stell-
ten Bundesre g i e rung und Bundesrat einen Verbotsantrag beim Bundes-
v e rfassungsgericht, das die Parteieigenschaft der FAP jedoch im Novem-
ber 1994 verneinte (u.a. weil keine ernsthafte Teilnahme an der politi-
schen Willensbildung und absolute Erfolglosigkeit bei Wahlen gegeben
w a ren). Daraufhin verbot der Bundesinnenminister die Partei im Febru-
ar 1995 (das Kalkül der Kühnen-Anhänger war also nicht aufgegangen;
vgl. oben S. 61).
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● Die am 3. Juli 1990 auf Initiative von Michael Swierczek, einem ehe-
maligen westdeutschen FA P - F u n k t i o n ä r, in Bayern gegründete und im
Dezember 1992 vom Bundesinnenminister verbotene N a t i o n a l e
O ffensive (NO) war als Auffangbecken für mit der Politik von Busse
unzufriedene FAP-Anhänger gedacht. Sie agierte hauptsächlich in den
neuen Ländern, vor allem in Sachsen, und hatte zuletzt 140 Mitglieder.

● Die Wiking-Jugend (WJ) stellte die älteste re c h t s e x t remistische Jugend-
o rganisation in Deutschland dar. Sie bestand seit 1952 mit zuletzt etwa
400 (zumeist älteren) Mitgliedern, war in Ostdeutschland aber nur spo-
radisch aktiv. Der Bundesinnenminister verbot die WJ im November
1994 wegen ihrer We s e n s v e rwandtschaft mit der NSDAP und der Hit-
l e r-Jugend (HJ).

● Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei – Auslands-
und Aufbauorg a n i s a t i o n (NSDAP-AO) mit Sitz in Nebraska (USA)
wirkt vor allem durch die Ve r b reitung von Propagandamaterial (Klebe-
und Ve rteilaktionen). In Sachsen hat sie etwa 20 Mitglieder.

● Im April 1992 gründete der ehemalige SED- und FDJ-Funktionär Thomas
Dienel die Deutsch Nationale Partei (DNP), die sich vor allem in Sach-
sen und Thüringen betätigte. Dienel hatte sich 1990/91 zunächst in der
Thüringer NPD engagiert. Er orientierte sich am NSDAP-Programm von
1920 („Brechung der Zinsknechtschaft“) und vertrat rassistische, anti-
semitische und revisionistische Positionen. Ende 1992 wurde er unter
a n d e rem wegen Vo l k s v e rhetzung zu einer Gefängnisstrafe veru rt e i l t .
Mit seiner Inhaftierung schlief die etwa 50 Mitglieder zählende Part e i
ein. Im Sommer 2000 wurde bekannt, dass Dienel ein Agent des Thürin-
ger Ve rfassungsschutzes war.

● Anhänger und Mitglieder der Republikaner, der NPD, der Deutschen
Liga für Volk und Heimat (DLVH) und der FAP fanden sich im September
1991 in Berlin zur Wählergemeinschaft Wir sind das Volk (WSDV)
zusammen, um bei der Wahl zu den Bezirksvero rd n e t e n v e r s a m m l u n g e n
im Mai 1992 zu kandidieren (0,2%). Ende August wandelte man sich in
den Ve rein „Die Nationalen“ um. Vorsitzender war seit Anfang 1993
Frank Schwerdt (früher stellvert retender Landesvorsitzender der Berliner
Republikaner), der von Anfang 1992 bis Ende 1993 auch den Landes-
verband Berlin-Brandenburg der DLVH leitete. Er machte den Ve rein zu
einem Sammelbecken für Neonazis in der Region.
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Im Rahmen dieser Sammlungsbestrebungen diente die Berlin-Branden-
b u rger Zeitung (BBZ) als „Nachrichten- und Meinungsträger der gesam-
ten nationalen Opposition“. Das Blatt soll in einer Auflage bis zu 30.000
E x e m p l a ren erschienen sein. Von Juli 1994 bis Januar 1995 arbeitete
eine JF-Gruppe mit („Redaktionsstab Kommando F“), und nach dem
FA P - Verbot wurden Michael Dräger (der ehemalige stv. FA P - L a n d e s v o r-
sitzende in Berlin) stellvert retender Leitender Redakteur und Busse Mit-
glied der Redaktion. Jugendorganisation der bald auch in Sachsen-
Anhalt und in Sachsen tätigen Nationalen war seit 1994 das J u n g e
Nationale Spektru m (JNS) mit Sitz in Weißwasser (Sachsen).

Im April 1995 wurde der Ve rein „Die Nationalen“ in die gleichnamige
P a rtei umgewandelt, die sich an der Berliner Abgeord n e t e n h a u s w a h l
im Oktober des Jahres beteiligen wollte, aber die notwendigen Unter-
s t ü t z e runterschriften für eine Landesliste nicht beibringen konnte. Im
M ä rz 1996 entstand in Gera ein Kreisverband, womit die Partei nun
auch in Thüringen präsent war. Im Dezember 1996 benannte sich das
JNS in J u n g n a t i o n a l e (JNA) um und verlegte seinen Sitz nach Sachsen-
Anhalt. Die Nationalen konzentrierten sich auf die Schaffung von
u n s t ru k t u r i e rten Kameradschaften, die dem Ve rein nicht angehört e n ,
so 1996 die „Kameradschaft Oberh a v e l “ mit Sitz in Henningsdorf bei
Berlin (25 Mitglieder). Sie wurde im August 1997 vom Innenminister
des Landes Brandenburg verboten. Daraufhin lösten sich die Nationa-
len (150 Mitglieder, davon 110 in Brandenburg) im Oktober des Jahre s
selbst auf, off e n b a r, um einem drohenden Verbot zuvorz u k o m m e n .
S c h w e rdt trat der NPD bei und wurde im Januar 1998 Mitglied des Bun-
desvorstands. Nach Verbüßung einer neunmonatigen Haftstrafe, unter
a n d e rem wegen Vo l k s v e rhetzung, engagierte sich Schwerdt vor allem
in den NPD-Wahlkämpfen in Berlin, Brandenburg und Thüringen. Sein
Mitarbeiter Christian Wendt wirkt seit September 1999 als Redakteur
des NPD-Organs „Deutsche Stimme“. Und ein anderer Gefolgsmann,
Mike Penkert, verantwortet das „Radio Germania“, das über eine Inter-
net-Homepage und teilweise auch über den „Offenen Kanal Berlin“
ausgestrahlt wird. Ende 1999 musste Schwerdt wegen Gewaltverh e rr-
lichung im Zusammenhang mit der Ve r ö ffentlichung einer CD der
Thüringer Skinheadband „Vo l k s v e rhetzer“ eine weitere Fre i h e i t s s t r a f e
a n t re t e n .
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Neben diesen länderüberg reifend aktiven Organisationen fanden sich
Neonazis auch in regionalen Gruppen (ähnlich wie die „Kameradschaft
O b e rhavel“) zusammen. Einige Beispiele:

● In Mecklenburg - Vo r p o m m e rn war 1997 die Kameradschaft Neuteu-
tonia Neustre l i t z (KNT) mit ihrer Jugendgruppe „Wa n d e rf reunde Neu-
s t relitz e.V.“ gemeinsam mit anderen Kameradschaften aus Hamburg
und Schleswig-Holstein in einem „Norddeutschen Netzwerk“ verbun-
den. Der Ve rfassungsschutzbericht des Landes meldete für 1998 in Neu-
s t relitz die Bildung eines „Bündnis Rechts“, welches unter Mitarbeit von
Neonazis aus dem Raum Hamburg/Schleswig-Holstein die Bündelung
von re c h t s e x t remistischen Parteien, Ve reinen, Kameradschaften und
f reien Nationalisten anstrebe. Für 1999 erwähnt der Bericht einen N o r-
dischen Kameradschaftsbund Ribnitz und eine N a t i o n a l - G e rm a n i-
sche Bru d e r s c h a f t im Landkreis Uecker- R a n d o w.

● In Sachsen-Anhalt besteht seit 1991 unter wechselndem Namen die
Kameradschaft Wi t t e n b e rg (früher auch Kameradschaft Elbe-Ost)
mit 80 Mitgliedern (1997) vor allem in Wi t t e n b e rg, Dessau und Coswig,
zumeist FA P - A n h ä n g e r, Skinheads und Hooligans, die eng mit den
Nationalen um Frank Schwerdt kooperierten. Die Aktivitäten sind seit
1997 rückläufig, weil erstens der Kameradschaftsführer und ein weite-
res Mitglied bei einem Streit mit Berliner Neonazis der „Kameradschaft
Treptow“ zu Tode kamen, und weil zweitens Schwerdt im Juni 1998
eine Haftstrafe antreten musste (s.o.).

● 1994 entstand ebenfalls in Sachsen-Anhalt die von Steffen Hupka,
einem maßgeblichen Neonazi im Lande, geführte H a rz f ro n t (etwa 15
Personen), die über gute Kontakte zu NPD und JN sowie zum 1994 in
Goslar (Niedersachsen) entstandenen Deutschen Fre u n d e s k reis Nord-
h a rz (DFN) verfügte, der sich auf den Landkreis Quedlinburg ausge-
dehnt hatte. Zum Netzwerk zählte auch die etwa 50 Personen umfas-
sende Neonaziszene in We rn i g e rode, einst der bundesweit größte Kre i s-
verband der FA P. Hupka war Landesbeauftragter der JN in Sachsen-
Anhalt und Herausgeber des in 300 Exemplaren erscheinenden
„ U m b ruch“, dem wichtigsten re c h t s e x t remistischen Pre s s e o rgan in der
Region mit überregionaler Bedeutung. 1996/97 intensivierte er sein
Engagement für die NPD, deren Landesvorsitzender er im Oktober 1997
w u rde. Damit schliefen die „Harz f ront“ und der „Umbruch“ zunächst
ein. Anfang 1998 gründete Hupka die Kameradschaft B l a n k e n b u rg /
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Q u e d l i n b u rg mit rund 20 Mitgliedern. Mit seinem Konzept, die NPD in
eine „politisch einheitliche Kampfgemeinschaft“ umzuwandeln, schei-
t e rte er off e n b a r. Und obwohl er im NPD-Bundesvorstand verantwort-
lich für Schulung war, kümmerte er sich kaum um die Qualifizierung des
politischen Nachwuchses. Seit dem Landesparteitag und dem Bundes-
p a rteitag im März 2000 übt er in der NPD keine Funktionen mehr aus.

● In Sachsen entstand Anfang Januar 1992 der Nationale Jugendblock
Z i t t a u (NJB) mit bis zu 30 Mitgliedern, der die Szene in Ostsachsen
zunächst dominierte. Er konnte bis zu 100 Personen mobilisieren. Mit
dem Aufschwung der NPD und ihrer Jugendorganisation JN in Sachsen
verlor der NJB 1996/97 zunächst an Bedeutung, entwickelte sich dann
seit 1999 wieder zu einem wichtigen Bindeglied zwischen Freien Kame-
radschaften und der re c h t s e x t remistischen Skinheadszene. Erw ä h n e n s-
w e rt sind auch die Skinheads Sächsische Schweiz (SSS) im Raum
P i rna, die teilweise als Vo rf e l d o rganisation der NPD gelten.

● Im Oktober 1994 wurde in Thüringen eine „Anti-Antifa-Ostthüringen“
bekannt, die bald als Thüringer Heimatschutz (THS) auftrat und mit
a n d e ren re c h t s e x t remistischen Organisationen, insbesondere mit der
NPD und den Nationalen, kooperierte. Der THS wuchs als Sammel-
becken für Neonazis von einst 20 auf 120 Personen (1997) an, die in
m i t t l e rweile vier Sektionen arbeiteten: Jena, Saalfeld, Sonneberg und
F reie Kameradschaft Gera. Der Einfluss des THS in der Thüringer NPD ist
beträchtlich: Er stellt vier der elf Kreisvorsitzenden und ist im elfköpfi-
gen Landesvorstand mit ebenfalls vier Repräsentanten vert re t e n .

Obwohl die neonazistischen Organisationen nach ihrer Mitgliederz a h l
(nicht aber bezüglich ihrer Gewaltbereitschaft) im Ve rgleich zu den
deutschnationalen Wa h l p a rteien bedeutungslos waren und bei Wa h l e n
noch weniger Stimmen erzielten als diese, fanden sie doch bei Teilen der
(männlichen) Jugend, insbesondere bei Skinheads, erheblichen Zuspru c h .
Dies dürfte auch an ihrer spezifischen Programmatik gelegen haben, die
sich weithin am linken, „proletarischen“ Flügel der NSDAP orientiert e ,
soziale mit rassistischen Ford e rungen verknüpfte und (anders als DVU,
NPD und REP) verbal auf großdeutsche Ziele verzichtete bzw. derart i g e
Ziele nicht in das Zentrum ihrer Propaganda stellte. In einem Flugblatt der
Deutschen Alternative (DA) hieß es beispielsweise 1992:
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„ We h rt euch! mit uns gegen:

zunehmende Überf remdung durch immer mehr Ausländer
ständig steigende Arbeitslosigkeit
M i e t p reiswucher und Sozialabbau
Massenverschuldung und Zinsknechtschaft
deutsches Bauernsterben und wirtschaftliche EG-Abhängigkeit
den Verkauf mitteldeutscher Industriebetriebe an ausländisches
G ro ß k a p i t a l
Staatsverschuldung und immer höhere Steuern
eine multikulturelle Gesellschaft und eine europäische Einheits -
w ä h ru n g
militärische Abhängigkeit und Einsatz deutscher Soldaten für fre m -
de Intere s s e n
zunehmende Umweltzerstöru n g
Wir sind die neue deutsche Kraft! Deutsche Altern a t i v e “

Die Attraktivität des Neonazismus dürfte auch darin bestanden haben, dass
sich seine Organisationsformen veränderten: weg von der zentralis-
tischen Organisation, hin zu bewegungsförmigen Stru k t u re n, die
eher dem subkulturellen Charakter der re c h t s e x t remistischen Jugendszene
in Ostdeutschland entsprach (siehe dazu Kapitel 5).

Von 1992 bis 1994 sind acht re c h t s e x t remistische Organisationen verbo-
ten word e n :

– Nationalistische Front, NF (27.11.1992, Bund),

– Deutsche Alternative, DA (10.12.1992, Bund),

– Deutscher Kameradschaftsbund Wilhelmshaven, DKB (21.12.1992, Nie-
d e r s a c h s e n ) ,

– Nationale Offensive, NO (22.12.1992, Bund),

– Nationaler Block, NB (11.6.1993, Bayern ) ,

– H e i m a t t reue Ve reinigung Deutschlands, HVD (14.7.1993, Baden-Würt-
t e m b e rg ) ,

– F re u n d e s k reis Freiheit für Deutschland, FFD (2.9.1993, Nord rh e i n - We s t-
falen) und

– Wiking Jugend, WJ (11.10. 1994, Bund).
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Seither wurden weitere neun Organisationen verboten:

– Nationale Liste, NL (24.2.1995, Hamburg ) ,

– F reiheitliche Deutsche Arbeiterpartei, FAP (24.2.1995, Bund),

– D i rekte Aktion/Mitteldeutschland, JF (5.5.1995, Brandenburg ) ,

– Skinheads Allgäu (30.7.1996, Bayern ) ,

– Kameradschaft Oberhavel (15.8.1997, Brandenburg ) ,

– Heide-Heim e.V. / H a m b u rg (11.2.1998, Niedersachsen),

– Heideheim e.V./Buchholz (11.2.1998, Niedersachsen),

– H a m b u rger Sturm (11.8.2000, Hamburg) und

– Blood & Honour, Division Deutschland sowie deren Jugendorg a n i s a t i o n
White Youth (14.9.2000, Bund).

Aber nicht nur die Ve reinsverbote setzten die Neonazis unter starken
D ruck, auch die übrigen staatlichen Maßnahmen der Beobachtung und
R e p ression sind – nach anfänglichen Pleiten – pfiffiger und eff e k t i v e r
g e w o rden. Damit setzte auch bei den Neonazis eine Strategiedebatte ein.
Die Frage, wie man sich am besten gegen die wehrhafte Demokratie ver-
teidigen könne, wurde mit der Parole „ O rganisation durch Desorg a n i-
sation“ b e a n t w o rtet. Wir müssen, so schrieben die HNG-Nachrichten
1994, „aus den alten und verkrusteten Stru k t u ren der Szene eine Art
Vo l k s f ront (ähnlich APO: alle machen mit, keiner ist verantwortlich) bilden.
Wo keine erkennbare Organisation vorhanden ist, kann man diese auch
nicht zerschlagen“. Das Gegenkonzept beschreibt der Ve rf a s s u n g s s c h u t z-
bericht des Bundes 1995 so:

● „Aufbau bzw. We i t e rf ü h rung unabhängiger Gruppen ohne form a l e
M i t g l i e d s c h a f t ,

● bundesweite Koord i n i e rung unter Leitung anerkannter re g i o n a l e r
F ü h ru n g s p e r s o n e n ,

● S c h a ffung einer technischen Infrastruktur für einen effektiven Inform a -
tionsaustausch (Fax-Anschlüsse, Mobiltelefone, Mailboxen, Info-Te l e -
f o n e ) . “

Die Anti-Antifa-Kampagne verlief bereits nach diesem Muster, und nun
setzte auch im Organisationswesen Schritt für Schritt eine Dezentralisie-
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rung in autonome oder unabhängige Kameradschaften ohne Ve re i n s-
s t ru k t u ren ein. Da die meisten Organisationen inzwischen verboten ware n ,
lief diese Strategie nicht auf die Entmachtung der einflussreichen Führe r
hinaus (was undenkbar gewesen wäre). Vielmehr fanden sich dere n
Anhänger nun in schwach org a n i s i e rten Kleingruppen zusammen, die ört-
lich konspirativ agierten und nur durch informelle Kontakte ihrer lokalen
A n f ü h rer miteinander vernetzt waren. Der Informationsaustausch erf o l g t e
zunehmend mittels moderner Kommunikationstechniken.

In diesem Zusammenhang ist vor allem das I n t e rn e t1 3 zu erwähnen. Es
dient allen re c h t s e x t remistischen Gruppen (also nicht nur den Neonazis) zu
Kommunikation und Agitation. Nach Informationen des Bundesamts für
Ve rfassungsschutz hat sich die Anzahl der deutschen re c h t s e x t re m i s-
tischen Homepages von 32 im Jahr 1996 auf 330 im Jahr 1999 verz e h n-
facht. Daneben habe auch eine qualitative Ve r b e s s e rung des Angebots
stattgefunden, wie zum Beispiel aufwändige Grafiken und Animationen,
kostenlose Skinhead-Musik als Tondateien, eigene TV- und Radiosendun-
gen. Vor allem Neonazis stachelten im Internet zu Rassenhass auf, pro p a-
g i e rten Gewalt, bedrohten politische Gegner (bis hin zu Mord a u f ru f e n )
und verbreiteten Sabotagetipps und Anleitungen zur Herstellung von
S p reng- und Brandsätzen.

Zurück zur „Organisation durch Desorganisation“. Dieses Prinzip ver-
sprach zwar besseren Schutz gegen staatliche Repression, weil der Neona-
zismus infolge der hohen Mobilität und Fluktuation schwer zu beobachten
und wegen der fehlenden Ve re i n s s t ru k t u ren juristisch kaum zu sanktionie-
ren ist. Auch verknüpfte sich mit der neuen Org a n i s a t i o n s f o rm die Hoff-
nung, dass damit die lähmenden Rivalitäten zwischen den (Führe rn der)
einzelnen Organisationen beendet und die Zeit umfassender Kooperation
a n g e b rochen sei. Schließlich erw a rteten die Neonazis, dass sie mit ihre n
eher bewegungsunförmigen Stru k t u ren auf mehr Resonanz bei den
re c h t s e x t remistischen Subkulturen stoßen würden, die für zentralistische,
h i e r a rchische und verbindliche Organisationen kaum zu begeistern sind.

Aber das Prinzip „Organisation durch Desorganisation“ hat auch seine
Schwächen. Organisation ist schließlich kein Selbstzweck, sondern eine
R e s s o u rce, die Effizienz, Schlagkraft, Verbindlichkeit, Einheitlichkeit und

98

13) Vgl. dazu die Publikation des Bundesamts für Verfassungsschutz: Rechtsextremistische
Bestrebungen im Internet, Köln, April 2000.



Kontinuität gewährleistet. Zudem widerspricht dieses Prinzip genuinem
re c h t s e x t remen Denken. Die Neonazis haben es in Kenntnis der Ta t s a c h e
ü b e rnommen, dass es eher linken Traditionen entspricht, dabei aber über-
sehen, dass es im Kern auf Demokratisierung, Dezentralisierung und Par-
tizipation in einer hochgradig org a n i s i e rten, staatszentrierten Gesellschaft
zielt. Im Grunde genommen haben sie sich auf ein ihrer Mentalität dia-
metral entgegengesetztes Organisationsprinzip eingelassen und damit
eine neue Strategiedebatte zwischen Anhängern des Bewegungs- und des
P a rteiprinzips herv o rg e rufen, die noch nicht beendet sein dürf t e .

I n s b e s o n d e re Funktionäre der NPD kritisierten die Spontaneität vieler
„national-autonomer“ Kameraden als unprofessionell und ineff e k t i v. So
schrieb Steffen Hupka 1995 im „Umbruch“ (zit. nach Ve rf a s s u n g s s c h u t z-
bericht Sachsen-Anhalt 1995):

„Die Strategie des Gegners ford e rt Reaktionen heraus... Revolu -
t i o n ä rer Widerstand zielt darauf, den Feind nachhaltig und schwer
zu schädigen, seine Macht- und Entscheidungszentralen anzugre i -
fen. Die wunden Punkte des Systems müssen ermittelt und ziel -
gerichtet attackiert werden... Nicht irgendwelche unbekannten
Ausländer sollten also das Ziel von phantasievollen Aktionen sein,
s o n d e rn diejenigen, die in Wo rt und Tat verantwortlich sind für die
d e rzeitige Lage... Widerstand, der auf die Beseitigung eines volks -
feindlichen Systems zielt, muss dagegen professionell geplant sein.
Eine Entscheidung für Wi d e r s t a n d s f o rmen über die Spontihaftigkeit
vieler Gruppen hinaus erf o rd e rt aber grundsätzliche Ve rh a l t e n s ä n d e -
ru n g e n . . . “

Hupka bzw. die NPD/JN favorisieren im Grunde genommen das Part e i k o n-
zept Lenins: die straff org a n i s i e rte Partei als Av a n t g a rde der re v o l u t i o n ä re n
Massen. Die NSDAP/AO empfiehlt eine Variante: die Unterw a n d e ru n g
bestehender Parteien (zit. nach Ve rfassungsschutzbericht Brandenburg
1 9 9 7 ) :

„Um am Tag X nicht mit leeren Händen dazustehen und die re v o l u -
t i o n ä ren Ve r ä n d e rungen für uns kalkulierbarer zu machen, sollte(n)
eine massive Unterw a n d e rung durch nationalsozialistische Kräfte bei
der jeweils hoffnungsvollsten nationalistischen oder konserv a t i v e n
P a rtei erfolgen und entsprechende Schlüsselpositionen besetzt wer -
d e n . “
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Abkürzungen

A H W A b g e o rd n e t e n h a u s w a h l
A N S A k t i o n s f ront Nationaler Sozialisten
A U D Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher

B B Z B e r l i n - B r a n d e n b u rger Zeitung
B d b g B r a n d e n b u rg
B F C Berliner Fußballklub
B H E s. GB/BHE
B l n B e r l i n
B M I Bundesministerium des Innern
B R D B u n d e s republik Deutschland
B T W B u n d e s t a g s w a h l

C D U Christlich Demokratische Union Deutschlands
C S U Christlich-Soziale Union

D A Deutsche Aktionsgru p p e n
D A Deutscher Anzeiger
D A Deutsche Altern a t i v e
D D D Die Deutschen Demokraten bzw. Bund der Deutschen

D e m o k r a t e n
D F N Deutscher Fre u n d e s k reis Nord h a rz
D F P Deutsche Fre i h e i t s - P a rt e i
D G Deutsche Gemeinschaft
D K P Deutsche Konservative Part e i
D LV H Deutsche Liga für Volk und Heimat
D N P Deutsch Nationale Part e i
D N V P Deutschnationale Vo l k s p a rt e i
D N Z Deutsche National-Zeitung
D P Deutsche Part e i
D R D Demokratische Republikaner Deutschlands
D R P Deutsche Reichspart e i
D R P - D K P Deutsche Rechtspartei-Deutsche Konservative Part e i
D V L P Deutsche Va t e r l a n d s p a rt e i
D V U Deutsche Vo l k s u n i o n
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D V U Deutsche Volksunion-Liste D[eutschland]
D W Z Deutsche Wo c h e n - Z e i t u n g

E W E u ro p a w a h l

FA P F reiheitliche Deutsche Arbeiterpart e i
F D G O F reiheitliche demokratische Gru n d o rdnung des

G ru n d g e s e t z e s
F D J F reie Deutsche Jugend
F. D . P. F reie Demokratische Part e i
F G W F o r s c h u n g s g ruppe Wa h l e n
F M J F ö rd e rwerk Mitteldeutsche Jugend

G B / B H E Gesamtdeutscher Block/Block der Heimatvert r i e b e n e n
und Entre c h t e t e n

G d N F Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Fro n t
G G G rundgesetz 
G R E C E G roupement de Recherche et d'Etudes pour la Civilisation

E u ro p é e n n e

H J H i t l e r j u g e n d
H L A H a m b u rger Liste für Ausländerstopp
H N G H i l f s o rganisation für nationale politische Gefangene und

d e ren Angehörige

J F D i rekte Aktion/Mitteldeutschland (JF steht vermutlich für
J u g e n d f ro n t )

J N Junge Nationaldemokraten

K A S K o n r a d - A d e n a u e r- S t i f t u n g
K N T Kameradschaft Neuteutonia Neustre l i t z
K P D Kommunistische Partei Deutschlands
K P F Kommunistische Plattform der PDS
K r i p o K r i m i n a l p o l i z e i

LT W L a n d t a g s w a h l

M - V M e c k l e n b u rg - Vo r p o m m e rn
M f S Ministerium für Staatssicherh e i t
M N D Mitteldeutsche Nationaldemokraten
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N A Nationale Altern a t i v e
N B L Neue Bundesländer (Mecklenburg - Vo r p o m m e rn ,

B r a n d e n b u rg, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen)
N D P D National-Demokratische Partei Deutschlands
N F Nationalistische Fro n t
N J B Nationaler Jugendblock Zittau
N L Nationale Liste
N L P Nationalliberale Part e i
N O Nationale Off e n s i v e
N P D Nationaldemokratische Partei Deutschlands
N R N a t i o n a l re v o l u t i o n ä re
N RW N o rd rh e i n - We s t f a l e n
N S Nationale Sammlung
N S D A P Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpart e i
N S D A P - A O Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei –

Auslands- und Aufbauorg a n i s a t i o n
N VA Nationale Vo k s a rm e e

P D S P a rtei des Demokratischen Sozialismus
P P P ro z e n t p u n k t e
R E P Die Republikaner

S - A S a c h s e n - A n h a l t
S a S a c h s e n
S A S t u rmabteilung der NSDAP
S F B Sender Freies Berlin
S P D Sozialdemokratische Partei Deutschlands
S R P Sozialistische Reichspart e i
S S S c h u t z s t a ffel der NSDAP
S t G B S t r a f g e s e t z b u c h
T H S Thüringer Heimatschutz
T h ü T h ü r i n g e n

VA P O Vo l k s t reue Außerparlamentarische Opposition
V B Ve rf a s s u n g s s c h u t z b e r i c h t
V D N V Ve reinigung Deutsche Nationalversammlung
V S B D Volkssozialistische Bewegung Deutschlands
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W J Wi k i n g - J u g e n d
W N / K A Weiß nicht/keine Antwort
W S D V W ä h l e rgemeinschaft „Wir sind das Vo l k “

188




